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Können geistliche Genossenschaften, 
insbesondere katholische Orden und Kongregationen, steuerlich 
als Körperschaften des öffentlichen Rechts behandelt werden?') 


Von Ministerialrat Dr. Aratz, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Sul haet 


1. Steuerliche Bevorzugung der Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts, 


2. Kirchenrecht, 


3. Erwerb der Rechtsfähigkeit nach ſtaatlichem Recht, 


a) Allgemeines, 


p) Begriff und Weſen der Korporationsrechte, 
c) Organiſationstheorie, 


1. Steuerliche Bevorzugung der Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts 


Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
unterliegen als ſolche weder der Körperſchaftſteuer noch 
— mit Ausnahme der Kreditanſtalten des öffentlichen 
Rechts — der Vermögenſteuer. 


si Abſatz 1 Ziffer 6 KStcͤ gemäß find nur 
Betriebe gewerblicher Art von Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts körperſchaft⸗ 
ſteuerpflichtig. Einzelheiten dazu ergeben ſich 
aus 88 1 bis 6 der Erſten KSt DO. 


Von der Vermögenſteuer ſind ſolche Be⸗ 
triebe gewerblicher Art jedoch befreit, da eine dem 
§1 Abſatz 1 Ziffer 6 KStG entſprechende Vorſchrift im 
VSt fehlt. 


Gewerbeſteuerpflichtig ſind Unterneh⸗ 
men von Körperſchaften des öffentlichen Rechts § 1 der 
Zweiten GewStDVoO gemäß nur dann, wenn fie als 
ſtehende Gewerbebetriebe anzuſehen ſind. 
Hinweis auf GewR 1938 Abſchnitt 17 (RStGl. 1938 
S. 245, 248). 

1) Schrifttum über latholiſche 
(Auswahl) ſiehe am Schluß des Aufſatzes. 


Orden 


4. Maßgeblichkeit des Landesrechts? 
5. Begriff und Weſen der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts 


echts, 
a) Neugeitliche Auffaflung, 
b) Wandel der Anſchauungen, 
6. Konkordate, 
7. Zuſammenfaſſung. 


Die Regelung läßt klar erkennen, daß der Geſetz⸗ 
geber die Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
ſteuerlich beſonders günſtigg behandeln wollte. Das 
iſt auch gerechtfertigt und ohne weiteres verſtändlich, 
wenn man davon ausgeht, daß dieſe Bevorzugung 
nach der für die Auslegung der Steuergeſetze maß 
gebenden nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung (8 1 
StAnpG) nur ſolchen Körperſchaften zugute kommen 
kann, die für die Of fentlichkeit, d. h. die All⸗ 
gemeinheit, die geſamte Deutſche Volts⸗ 
gemeinſchaft, von beſonderer Vedeutung ſind. Es 
wäre ſinnlos, für das ganze Volk wichtige, zum Teil 
ſogar heute unentbehrliche öffentliche Körper⸗ 
ſchaften und Anſtalten (3. B. öffentlich⸗rechtliche Zweck. 
verbände, Univerſitäten, Akademien und dergleichen) 
oder die öffentlich- rechtlichen Gebietskörperſchaften 
(Gemeinden, Kreiſe, Provinzen, Länder) allgemein zu 
den Steuern heranzuziehen. Sie müßten dann 
zu deren Begleichung doch wieder unmittelbar oder 
mittelbar auf die Allgemeinheit zurückgreifen, für 
deren allgemeines Wohl ſie tätig ſein ſollen. 

In der letzten Zeit haben in vielen Fällen auch 
geiſtliche Vereinigungen, die meiſtens konfeſ⸗ 
ſionell beſtimmt waren — darunter vorwiegend 
latholiſche Orden und Kongregationen (beſonders in 
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Süddeutſchland) —, bei der ſteuerlichen Betrieb3- 
prüfung geltend gemacht, ſie ſeien Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. Sie könnten daher nur mit 
etwa vorhandenen Betrieben gewerblicher Art zur 
Körperſchaftſteuer, unter Umſtänden inſoweit auch 
zur Gewerbeſteuer herangezogen werden. Im übrigen 
ſeien fie von der Körperſchaftſteuer und Vermögen⸗ 
ſteuer befreit. 

Sind ſolche Einwendungen anzuer⸗ 
kennen? 

In der Vergangenheit war die Frage, ob die hier 
in Betracht kommenden geiſtlichen Genoſſenſchaften 
Körperſchaften des bürgerlichen oder des öffentlichen 
Rechts ſind, meiſtens unerheblich. Die Finanzämter 
haben ſolche Vereinigungen früher in der Regel 
ohne weiteres als gemeinnützig, mildtätig 
oder kirchlich angeſehen und ſie ſchon aus dieſem 
Grund von den Steuern freigeſtellt. Bei der Steuer⸗ 
reform 1934 ſind aber die Vorſchriften über Steuer⸗ 
befreiung wegen gemeinnütziger, mildtätiger und 
kirchlicher Zwecke eingeengt worden. Hinweis auf 88 17 
bis 19 StAnp®, 88 9 bis 11 der Erſten KSt DO, 
87 der Zweiten Gewst Do, 8s 1 bis 3 VSt 
1935. Es muß demgemäß jetzt in jedem Einzelfall 
überprüft werden, ob die Vorausſetzungen für eine 
Steuerbefreiung wegen gemeinnütziger uſw. Zwecke 
auchheute noch — d. h. nach nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Weltanſchauung — als erfüllt angeſehen 
werden können. Wenn nicht, ſo gewinnt die Frage, ob 
eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts im 
Sinn des neuen Steuerrechts vorliegt, 
wegen deren ſteuerlicher Begünſtigung für die Steuer⸗ 
pflichtigen beſondere Bedeutung. 


2. Kirchenrecht') 

Die Katholiſche Kirche verſteht unter Orden 
„freiwillige Vereine von Perſonen einerlei Geſchlechts 
(Religioſen, Mönche, Nonnen), die durch das drei⸗ 
fache für das ganze Leben bindende feier⸗ 
liche Gelübde der Armut, der Keuſchheit und 
des Gehorſams und das gemeinſame Leben nach 
beſtimmten, vom Papſt approbierten Satzungen 
(regula, daher regulares) in eigens hierfür beſtimm⸗ 
ten Häuſern (domus religiosae, claustra, coenobia, 
monasteria, Klöſter uſw.) und unter Leitung eines 
Oberen nach der chriſtlichen Vollkommenheit ſtreben“.“) 
Von den Orden im engeren Sinn unterſcheiden ſich 
die Kongregationen dadurch, daß bei ihnen 
nur einfache Gelübde abgelegt werden, und daß 
ſie vom Papſt nicht als Orden beſtätigt ſind, ſondern 
nur ihre Lebensregel genehmigt iſt. 

Die Orden und Kongregationen — mit Aus⸗ 
nahme der Bettelorden (Franziskaner, Minoriten, 
Kapuziner)“) — genießen kirchenrechtlich als 


2) Lammehyer a. a. O. S. 140, 143 bis 145, 170, 
178 ff. 198 (Abteien); os { Das Recht der katholi⸗ 
ſchen Kirche (1935) S. 26 ff., 0 
0 9 Scha müller; Lehrbuch des katholiſchen Kirchen⸗ 
rechts (1909) S. 822; Lammeher S. 178. 5 
Lammeyer S. 122; Meurer, Katholiſches 
Ordensweſen S. 36 und Bayriſches Kirchenvermögensrecht, 
Band III S. 168. Beide Schriftſteller behandeln auch die 
„Auswege“, mittels deren die Bettelorden die ſich aus ihrer 
rechtlichen Erwerbsunfähigkeit ergebenden Schwierigkeiten 
überwanden. Gewöhnlich wurde ein Dritter (Syndikus 
Apoſtolicus, geiſtlicher Vater) als Eigentümer eingetragen 
und in ſeinem angeblichen Eigentum beſchränkt. 


personae morales Rechtsfähigkeit. Eine Einteilung 
der moraliſchen — juriſtiſchen Perſonen in ſolche des 
öffentlichen Rechts und ſolche des Privatrechts iſt dem 
kanoniſchen Recht jedoch ſeiner Natur nach unbekannt. 
Nach dem geltenden Recht des Corpus juris canonici 
iſt die religiöſe Genoſſenſchaft nicht nur als Geſamt⸗ 
verband, ſondern auch in ihren Teilen als Ordens⸗ 
provinz und einzelne Niederlaſſung (domus) eine 
juriſtiſche Perſon. 

Lammeyer, der die katholiſche Auffaſſung vertritt, 
führt a. a. O. S. 65 unter Angabe der Fundſtellen aus, 
die juriſtiſche Natur der Klöſter ſei bis in unſere Tage 
verſchieden beurteilt worden. „Hinſchius charakteriſiert 
ſie als Genoſſenſchaften oder Geſellſchaften. Dürr⸗ 
ſchmidt ſieht in ihnen Anſtalten oder Stiftungen, nur 
hier und da Körperſchaften. Gitzler iſt für den Stif⸗ 
tungscharakter. Gierke und mit ihm Löning nehmen 
an, ſie hätten eine Umwandlung vom reinen Korpo⸗ 
rationsbegriff erfahren. Folgen wir der Rechtsent⸗ 
wicklung der Kirchen und karitativen Anſtalten, ſo 
dürften wir in der Annahme nicht fehlgehen, ſie als 
Anſtalten zu bezeichnen. Reine Genoſſenſchaften 
mit freier Selbſtbeſtimmung können wir in ihnen 
nicht erblicken, da ihre Verfaſſung von außen durch 
Sie uber gegeben iſt.“ Vgl. auch Lammeyer 
S. 126. 


3. Erwerb der Rechtsfähigkeit nach ſtaatlichem Recht 
a) Allgemeines 


Die Frage, ob den katholiſchen Orden und Kon⸗ 
gregationen — abgeſehen vom Kirchenrecht — auch 
für den ſtaatlichen Bereich Rechtsfähigkeit 
zuzuſprechen iſt und auf welche Weiſe ſie dieſe erlangen 
können, regelt heute grundſätzlich das BGB. § 21 
BGB gemäß erlangt ein Verein, deſſen Zweck nicht 
auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb ge⸗ 
richtet iſt, Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das 
Vereinsregiſter des zuſtändigen Amts⸗ 
gerichts. Da aber nach Artikel 84 EG BGB ab⸗ 
weichende landesgeſetzliche Vorſchriften unberührt ge⸗ 
blieben ſind, war für die Frage, ob und unter welchen 
Vorausſetzungen eine geiſtliche Geſellſchaft Rechtsfähig⸗ 
keit erlangen konnte, neben dem BGB nach wie vor 
zunächſt auch noch das öffentliche Recht der einzelnen 
Länder maßgebend. Der Vorbehalt des Artikels 84 
EG BB iſt allerdings ſpäter durch Artikel 124 und 
137 der Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 be⸗ 
ſeitigt worden, jo daß nunmehr jeder religiöſe Verein 
Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereins⸗ 
regiſter erlangen kann (Staudinger, Anmerkung II zu 
Artikel 84 EG BGB). Für die Vergangenheit behalten 
aber die früheren landesgeſetzlichen Regelungen Be⸗ 
deutung. 


b) Begriff und Weſen der Korpora— 
tionsrechte 

Verbandsperſönlichkeiten (Geſellſchaften, Vereine 
uſw.) wurden früher rechtsfähig, das heißt zu „juriſti⸗ 
ſchen Perſonen“, durch den Erwerb der ſogenannten 
„Korporationsrechte“. Deren Erlangung war 
in den verſchiedenen Staaten des alten Deutſchen 
Reichs nicht einheitlich geregelt. Meiſtens bedurften 
derartige Körperſchaften zum Erwerb der Kor⸗ 
porationsrechte eines beſonderen ſtaat⸗ 
lichen Willensaktes, der teils an die Form 
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eines Geſetzes) gebunden war oder infolge geſetzlicher 
Ermächtigung von der Verwaltung ausgehen konnte 
und ſollte, oder endlich dem Belieben der Verwaltung 
anheimgeſtellt war. Aus Schrifttum“) und Recht⸗ 
ſprechung') iſt zu entnehmen, daß mit „Korporations⸗ 
rechten“ lediglich das bezeichnet werden ſollte, was das 
heutige Recht juriſtiſche Perſönlichkeit oder Rechts⸗ 
fähigkeit nennt. 

Im älteren Schrifttum und in der früheren Recht⸗ 
ſprechung wird die Frage, ob die Ordensgenoſſen⸗ 
ſchaften mit den Korporationsrechten Offentlichkeits⸗ 
rechte erworben haben, gar nicht unterſucht. Der 
Streit dreht ſich überall nur darum, ob ſie über⸗ 
haupt Rechtsfähigkeit beſitzen, was z. B. für die 
Erbfähigkeit und den Erwerb von Grundbeſitz aus⸗ 
ſchlaggebend war, und auf welche Weiſe ſie die Rechts⸗ 
fähigkeiterlangen konnten. Schon dieſe Frage hat 
wie kaum eine zweite aus dem Gebiet des katholiſchen 
Ordensrechts im Schrifttum zu lebhaften Meinungs- 
verſchiedenheiten geführt (Gieſe S. 295, Sonder⸗ 
druck S. 38). Selbſt Lammeyer führt S. 208 aus, 
die modernen Staaten ſehen „in der Kirche eine Kor⸗ 
poration des öffentlichen Rechts. Welche Inſtitute 
dieſes Vorrechts teilhaftig ſind, beſtimmt das 
Zivilrecht des betreffenden Landes.“ 


Irrig iſt daher die Auffaſſung, es ſei in allen 
Fällen mit der Verleihung der bloßen „Kor- 
porationsrechte“ in früherer Zeit zugleich auch 
die Eigenſchaft einer Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts verliehen worden. Der Umſtand, daß 
früher die Korporationsrechte vom Staatsoberhaupt 
verliehen wurden, zwingt keineswegs zu dem Schluß, 
daß hier ſtets beſondere Offentlichkeitsrechte verliehen 
worden ſind. Auch eine ſeit altersher geführte Be⸗ 
zeichnung „königlich privilegierte . .. Geſellſchaft“ 
bringt nicht zum Ausdruck, daß es ſich dabei um eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts handelt; ſie beſagt 
nur, daß die Geſellſchaft die Rechtsfähigkeit auf Grund 
eine Privilegiums, d. h. auf Grund einer Verleihung 
durch das Staatsoberhaupt, beſitzt (Entſcheidung des 
Bayriſchen Oberſten Landesgerichts in Zivilſachen 
Band 15 S. 673). Auch Gieſe kommt S. 299 (Son⸗ 
derdruck S. 42) für Preußen zu dem Ergebnis: 
„Irgendeine privilegierte Stellung gegenüber anderen 
juriſtiſchen Perſonen kommt den rechtsfähigen Ordens⸗ 
niederlaſſungen nicht zu.“ 


Die gleiche Auffaſſung vertritt das Kammer⸗ 
gericht, das in feinem unten in Anmerkung 7 er⸗ 
wähnten Beſchluß vom 9. November 1905 ausführt: 


5) Hinweis z. B. auf Artikel 13 und 31 der preußi⸗ 
ſchen Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850. 

e) Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts, 6. Auf⸗ 
lage 1909 S. 269; Gieſe, Katholiſches Ordensweſen 


a. a. O. S. 297 (Sonderdruck S. 40); Lammeyer a. a. O. 
S. 204 ff.; Schu Ut e a. a. O. S. 59 ff., 79, 89, 92, 114; 
Meurer, Bayriſches Kirchenvermögensrecht, Band III 


S. 40 bis 42. 


7) Beſchluß des Kammergerichts 108 vom 9. Novem⸗ 
ber 1905, in „Deutſche Zeitſchrift für Kirchenrecht“ 1907 
S. 168 beſonders S. 169 — Rechtſprechung der Oberlandes⸗ 
gerichte Bd. 12 S. 438; Beſcheid vom 12. Dezember 1936 
und Urteil vom 6. März 1937 VGH 32/1936 (beide nicht 
veroffentlicht) des Heſſiſchen Verwaltungsgerichtshofs in 
Sachen des Inſtituts St. Maria der Engliſchen Fräulein 
in Mainz; RStBl. 1939 S. 66 Nr. 43, 


„Wenn die preußiſchen Geſetze von einer Ausſtattung 
mit Korporationsrechten ſprechen, ſo geſchieht dies, um 
die juriſtiſche Perſönlichkeit, vornehmlich die Rechts⸗ 
fähigkeit in vermögensrechtlicher Beziehung zu be⸗ 
zeichnen, weil die Korporationen als die vorzüglichſte 
Art juriſtiſcher Perſonen gelten. . .. In dieſem Sinne 
wird auch zweifelsfrei von der Erteilung von Kor⸗ 
porationsrechten in Artikel 31 der Verfaſſung vom 
31. Januar 1850 geſprochen. Es erſcheint ſchon hier⸗ 
nach ausgeſchloſſen, daß in Artikel 13 bei der Er⸗ 
langung von Korporationsrechten etwas anderes 
gemeint iſt. Dafür ſpricht auch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Artikels 13 .. .“ Das Kammergericht 
führt dann einen Bericht des Generalausſchuſſes vom 
vom 5. Dezember 1848 an, nach dem die im Artikel 13 
vorgeſehenen beſonderen Geſetze nicht die Kulturver⸗ 
hältniſſe der Religionsgeſellſchaften regeln ſollen, ſon⸗ 
dern nur die Frage, „ob der betreffenden Religions⸗ 
geſellſchaft die bürgerlichen Rechte einer 
moraliſchen Perſon und Korporation 
zu erteilen ſind — was allen größeren und 
lebensfähigen Geſellſchaften zur Erwerbung von 
Grundſtücken, Anſtellung von Beamten, Führung von 
Prozeſſen und Aufnahme von Darlehen uſw. not⸗ 
wendig iſt.“ Das Kammergericht fährt fort: „Ein 
Hinblick auf Privilegien öffentlich-rechtlicher 
Natur hat danach bei Schaffung dieſer Vorſchrift 
völlig fern gelegen, vielmehr hatte man lediglich 
die bürgerlich-rechtlichen Wirkungen im Auge, welche 
nach Privatrecht, beſonders in vermögensrechtlicher 
Beziehung, mit der Verleihung der Korporationsrechte 
oder der Beilegung der Eigenſchaft als moraliſche 
(juriſtiſche) Perſon an eine Geſellſchaft allgemein ver⸗ 
bunden ſind. Jene Vorrechte erſcheinen gegenüber dem 
Weſen der Korporationsrechte oder dem Begriff der 
juriſtiſchen Perſönlichkeit als etwas rein Zufälliges. 
Die betreffenden beſonderen Rechtswirkungen beruhen 
nicht darauf, daß die kirchlichen Korporationsrechte in 
Artikel 13 begrifflich etwas anderes ſind als die Kor⸗ 
porationsrechte im allgemeinen Rechtsſinn, ſondern 
darauf, daß die kirchliche Korporation als ſolche kraft 
ihrer beſonderen Eigenſchaften unter den verſchiedenen 
Arten von Korporationen naturgemäß ihre beſondere 
Rechtsſtellung einnimmt und infolgedeſſen in verſchie⸗ 
denen Beziehungen unter eigenartigen Rechtsregeln 
ſteht. Das gilt naturgemäß in entſprechender Weiſe 
bei jeder anderen Art juriſtiſcher Perſonen, ſo ſind für 
fie teils durch Reichs, teils durch Landesgeſetze regel- 
mäßig ſpezielle Vorſchriften über ihre Entſtehung und 
Aufhebung gegeben. Das Weſentliche und Ausſchlag⸗ 
gebende für Erlangung der Korporationsrechte im 
Sinn des Artikels 13 iſt und bleibt jedoch immer die 
Gewinnung der Rechtsfähigkeit für die betreffende 
Geſellſchaft, und zwar hauptſächlich in vermögensrecht⸗ 
licher Beziehung. Dieſe Fähigkeit einer Geſellſchaft, 
als ſolche ſelbſtändig ihre Rechte und Pflichten zu 
haben, macht auch nach dem jetzt geltenden Reichsrecht 


2 4 


das Weſen der juriſtiſchen Perſon aus. 

Hinſchius führt in ſeiner Schrift „Die Orden und 
Kongregationen der katholiſchen Kirche in Preußen“ 
auf S. 110 mehrere preußiſche Kabinettorders aus den 
Jahren 1852 bis 1859 an, durch die den dort ge 
nannten Orden „die Rechte einer moraliſchen Perſon“ 
oder „die Rechte einer Korporation“ oder „Kor⸗ 
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porationsrechte, ſoweit ſolche zur Erwerbung von 
Grundſtücken und Kapitalien erforderlich ſind“, ver⸗ 
liehen worden ſind. Aus der geſamten Darſtellung 
von Hinſchius, der dazu „Amtliche Materialien“ be⸗ 
nutzen konnte, iſt gleichfalls zu entnehmen, daß man 
damals nicht daran gedacht hat, den Orden damit 
eine öffentlich⸗ rechtliche Rechtsſtellung zu 
geben. Im Gegenteil, Hinſchius weiſt darauf hin, daß 
dieſe Kabinettorders ſogar gegen die preußiſche Ver⸗ 
faſſung vom 31. Januar 1850 verſtoßen haben, deren 
Artikel 13 beſtimmt: „Die Religionsgeſellſchaften ſowie 
die geiſtlichen Geſellſchaften, welche keine Korporations⸗ 
rechte haben, können dieſe Rechte nur durch be⸗ 
ſondere Geſetze erlangen.“ Auf dieſer Beſtim⸗ 
mung fußte das preußiſche Geſetz, betreffend die Ver⸗ 
leihung von Korporationsrechten an Niederlaſſungen 
geiſtlicher Orden und ordensähnlicher Kongregationen 
der katholiſchen Kirche vom 22. Mai 1888 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 113), das 17 Niederlaſſungen von Orden 
und Kongregationen die „Korporationsrechte“ ver⸗ 
liehen hat. Regierungsrat Kummer, Reichsfinanz⸗ 
miniſterium, wird in einem Aufſatz „Die Rechtsſtel⸗ 
lung der geiſtlichen Orden und ähnlichen Vereinigun⸗ 
gen in Preußen“ noch im einzelnen nachweiſen, daß 
den in dieſem Geſetz aufgeführten Ordensnieder⸗ 
laſſungen“) nicht, wie mitunter behauptet wird, die 
Rechte von Körperſchaften des öffentlichen Rechts im 
Sinn des heutigen Steuerrechts, ſondern bloß die 
bürgerliche Rechtsfähigkeit verliehen worden iſt. 
c) Organiſationstheorie 

Nun will allerdings Ebers in ſeinem Artikel 
„Orden“ bei Stengel⸗Fleiſchmann, Wörter⸗ 
buch des deutſchen Staats⸗ und Verwaltungsrechts, 
2. Auflage (1914), Band 3 S. 26 § 4, den Erwerb von 
beſchränkten und vollen Korporationsrechten 
unterſcheiden. Mit „beſchränkten Korpora- 
tionsrechten“ ſei nur das Recht einer juriſtiſchen 
Perſon des Privatrechts, alſo die bürgerlich⸗ 
rechtliche Rechtsfähigkeit, begründet worden, „volle 
Korporationsrechte“ hätten dagegen die 
Rechte einer juriſtiſchen Perſon des öffentlichen 
Rechts „im Rahmen des jeweiligen 
Staatsrechts gemäß § 55 E BGB“ vermittelt. 
Ebers führt im einzelnen die früheren deutſchen Bun⸗ 
desſtaaten auf, in denen die Orden entweder be- 
ſchränkte oder volle Korporationsrechte (dieſe zum Teil 
ipso jure) erworben haben ſollen. Das ſoll ſich danach 
richten, „ob in dem betreffenden Staate 
der katholiſchen Kirche und damit auch ihren 
Gliedverbänden öffentlich⸗rechtliche Stel- 
lung zukommt oder nicht“, was keineswegs 
in allen deutſchen Staaten der Fall geweſen ſei. Ebers 
räumt jedoch ein, daß dieſer von ihm für das gemeine 
Recht behauptete Grundſatz nicht unbeſtritten iſt. 

Einen ähnlichen Gedankengang wie Ebers ent⸗ 
wickeln auch Weurer und Utz, die beſonders ein⸗ 


6) Es handelt ſich um die Ordensniederlaſſungen 

a) der Benediktinerinnen zu Fulda, ur 

b) der Congregatio Beatae Mariae Virginis zu Eſſen und 
Paderborn, 

c) der Engliſchen Fräulein zu Fulda, 

d) des Franziskanerordens zu Paderborn, 
Warendorf und Wiedenbrück, 

e) der Schweſtern der chriftlichen Liebe zu Paderborn, 

) der Urſulinerinnen zu Breslau, Köln, Dorſten, Duder⸗ 
ſtadt, Erfurt, Fritzlar, Liebenthal und Schweidnitz. 


Rietberg, 


gehend die Rechtsentwicklung in Bayern unterſucht 
haben.) Da es insbeſondere bayriſche Ordens⸗ 
genoſſenſchaften ſind, die auch ſteuerlich die Rechte 
einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts für ſich in 
Anſpruch nehmen, müſſen wir uns mit den Ausfüh⸗ 
rungen Meurers, der die hier in Betracht kommenden 
Fragen wohl am gründlichſten unterſucht hat, etwas 
näher befaſſen, wobei wir deſſen zuletzt erſchienenes 
Werk „Bayriſches Kirchenvermögensrecht“ Band III 
(1919) zugrunde legen. 


Vorweg ſei bemerkt, daß Meurer, a. a. O. S. 27, 
zwiſchen „Stiftungen des öffentlichen Rechts“ 
und „öffentlichen Stiftungen“ unterſcheidet, die 
in Bayern ſcharf getrennt werden müſſen. Nach ihm 
find „Stiftungen des öffentlichen Rechts“ ſolche Stif- 
tungen, die untet der Herrſchaft des öffentlichen 
Rechts, und zwar des öffentlichen Landesrechts, ſtehen, 
und „öffentliche Stiftungen“, eine beſonders in Bayern 
ausgeprägte Art von Stiftungen, die wohl öffentlichen 
Zwecken dienen, aber, wenn ſie nicht gleichzeitig auch 
Stiftungen des öffentlichen Rechts ſind, durch das 
B GB beherrſcht werden. Alle Stiftungen des öffent⸗ 
lichen Rechts ſeien in Bayern auch öffentliche Stiftun⸗ 
gen, aber nicht umgekehrt. Das Weſen der Stiftung 
des öffentlichen Rechts ſei darin zu ſuchen, daß ſie nicht 
auf ein Privatrechtsgeſchäft, ſondern auf einen Staats- 
akt zurückgehe (S. 31). Auch der Riß hat in RStBl. 
1938 S. 1183 Nr. 1145 eine bayriſche öffentliche Stif⸗ 
tung nicht ohne weiteres als Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts im Sinn des Körperſchaftſteuergeſetzes 
anerkannt. Für Baden Hinweis auf ein ähnliches 
Urteil in RStBl. 1939 S. 208 Nr. 175. 


Meurer führt S. 27 weiter aus, daß ſich in 
Bayern die Körperſchaften des öffentlichen Rechts und 
die Körperſchaften, denen die Landesgeſetze die Rechte 
der öffentlichen Korporationen zuerkannt haben, gleich⸗ 
falls nicht decken. „Rechte öffentlicher Korporationen 
erfordern ausdrückliche Verleihung und beſtehen 
nur im Umfang der geſetzlichen Anord⸗ 
nung. Körperſchaft (Anſtalt, Stiftung) des öffent⸗ 
lichen Rechts aber iſt ein Verband in Gemäßheit ſeiner 
Rechtsnatur, die ſich aus dem geſetzlichen Ausbau ein⸗ 
fach ergibt und nur wiſſenſchaftlich feſtgeſtellt zu wer⸗ 
den braucht“ (S. 50, 51). „Der Schwerpunkt liegt auf 
dem Organiſationsgebiet. Charakteriſtiſch 
für den öffentlich⸗rechtlichen Verband iſt vor allem, 
daß die Entſtehung auf kein Privatrechtsgeſchäft 
zurückgeht, ſondern auf einem behördlichen Organi- 
ſationsakt beruht. ... Die öffentliche Aufgabe oder 
Wirkſamkeit drängte hier zur öffentlichen Organi⸗ 
ſation“ (S. 56). Notwendig ſei die Eingliederung in 
einen öffentlichen Organismus, durch den die Leitung 
erfolge. Durch den Zuſammenhang mit den öffent⸗ 
lichen Einrichtungen werde die Korporation ſelbſt zu 
einer öffentlichen Einrichtung (S. 56, 57). 


Juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechts erfor⸗ 
dern alſo nach Meurer einen öffentlich-rechtlichen Ver⸗ 
band, in den ſie eingegliedert ſein müſſen. Zu 
dieſen öffentlich⸗rechtlichen Verbänden zähle in Bayern 
auch die katholiſche Kirche (S. 76). Das bayriſche 


) Hinweis auf die in Anmerkung 1 angeführten Werke 
von Meurer und Utz. 
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Landrecht ſtehe auf dem Boden der DOrgani- 
ſationstheorie, „wonach Kommunitäten,“) 
welche geſetzmäßig errichtet find, mit der Approbation 
ihrer Exiſtenz dann auch ipso jure juriſtiſche Perſonen 
ſind“ (S. 105). Wegen dieſer ipso⸗jure⸗Rechtsfähig⸗ 
keit, die gemeines Recht darſtelle, bedürften mithin 
auch die geiſtlichen Orden keiner beſonderen Ver⸗ 
leihung (S. 106), ſondern die Rechtsfähigkeit ſei mit 
der gemäß Artikel 7 des Konkordats von 1817 erfolgten 
Organiſation gegeben. Da die Orden dem 
kirchlichen Verfaſſungsorganismus 
eingegliedert ſeien, werde die für die 
katholiſche Kirche bereitgeſtellte 
öffentlich⸗ rechtliche Rechtsfähigkeit 
ſinngemäß auch ihnen zuteil. Das habe 
auch die bayriſche Miniſterialentſchließung vom 20. No⸗ 
vember 1836 beſtätigt, wenn ſie feſtſtellte: 


„Der Benediktinerorden beſteht auf dem Grunde 
des genannten Art. 7 (des Konkordats) nach der 
ihm vom Stifter gegebenen Regel als eine mit allen 
Rechten öffentlicher Körperſchaften begabte 
kirchliche Genoſſenſchaft“ (Meurer a. a. O. S. 84, 85, 
167; Meurer, Katholiſches Ordensweſen S. 32). 


In Fortführung der altbayriſchen Übung und auf 
Grund der daraus entwickelten Organiſations⸗ 
theorie ſind dann in der Folgezeit in Bayern durch 
beſondere Miniſterialentſchließungen auch noch ver⸗ 
ſchiedenen anderen Ordensgenoſſenſchaften — darunter 
den bayriſchen Ordensprovinzen der 
Kapuziner (1917), Franziskaner (1918), Jeſuiten 
(1921) — die Rechte öffentlicher Körper- 
ſchaften verliehen worden. 


Zu der von Ebers, Meurer und Utz vertretenen, 
nach Ebers ſchon für das gemeine Recht entwickelten 
Organiſationstheorie iſt zunächſt zu ſagen, daß es ſich 
dabei lediglich um eine „Theorie“ handelt, von der 
Ebers ſelbſt zugibt, daß fie nicht unbeſtritten 
iſt. Zu erwähnen iſt weiter, daß Meurer in einer 
teen Schrift ſelbſt eine andere Auffaſſung ver⸗ 
treten und die Orden nicht als juriſtiſche Perſonen 
des öffentlichen Rechts anerkannt hat, weil ſie 
nicht „in die Staats- und Gemeindever⸗ 
faſſung“ eingegliedert ſind (Meurer, Bayriſches 
Kirchenvermögensrecht, Band III S. 24, 79 Anmer⸗ 
kung 2). 


Über das Weſen und die Rechte öffentlicher Kor⸗ 
porationen in Bayern iſt eine viel erörterte Streit⸗ 
frage entſtanden, hinſichtlich deren Meurer S. 36 
geradezu von einer „literariſchen Leidensgeſchichte“ 
ſpricht. Nach Meurer (S. 53) iſt aber dieſer Streit 
lediglich ein „Begriffsſtreit, der ſich bis jetzt in der 
Hauptſache jenſeits des poſitiven Rechts austobte, 
wenn er ſich von dorther auch einige Illuſtrationen 
borgte“. Bei der Verleihung der Rechte öffentlicher 
Körperſchaften handle es ſich um einen Sammelbegriff 
oder Programmſatz, mit dem eine Privilegierung ver⸗ 
bunden ſei, die erſt in der poſitiv rechtlichen Ausprä⸗ 
gung wirklicher Vorrechte ihre volle Verwirklichung 
findet und greifbare Bedeutung erlangt (S. 38, 43, 


10) In der altbahriſchen Rechtsſprache werden die juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen als „corpora“ oder „Kommunitäten“ be⸗ 
zeichnet. Meurer a. a. O. S. 108. 


44). Der Grundſatz ſei immer noch einer verſchiedenen 

Verwirklichung fähig (S. 47). 

Meurer führt S. 77 ſelbſt aus: „Nicht jede juri⸗ 
ſtiſche Perſon im Dienſte einer öffentlich⸗rechtlichen 
Religionsgemeinſchaft iſt eine juriſtiſche Perſon des 
öffentlichen Rechts. Auch zur Befriedigung der 
Bedürfniſſe öffentlicher Verbände können juriſtiſche 
Perſonen des Privatrechts beitragen.“ Die 
Offentlichrechtlichkeit ſei nur zu bejahen, wenn die 
folgenden drei Vorausſetzungen gegeben 
ſeien: 

1. Die Körperſchaft darf auf keinem Privatrechts⸗ 
geſchäft beruhen, ſondern fie muß einem öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Organismus einge⸗ 
fügt ſein. Hier: ſie muß zur Erfüllung einer 
kirchlichen Aufgabe durch das Kirchenrecht allge⸗ 
mein vorgeſehen, in concreto aber durch die 
Kirchenbehörde geſchaffen und geleitet werden. 
Durch die Verbandsperſon betätigt ſich die Kirche 
ſelbſt, die alle ihre Schöpfungen durchdringt und 
ſie mit ihrem Geiſt beſeelt und beherrſcht. 

2. Die Kirchenverfaſſung muß vom Staat 
anerkannt und die einzelne Organi⸗ 
ſation unter Mitwirkung der Staats⸗ 
gewalterfolgtſein. 

3. Es muß eine beſondere Staatsaufſicht be⸗ 
ftehen, die nur eine Folgeerſcheinung der ſtaats⸗ 
kirchen⸗rechtlichen Organiſation iſt. 

Wie Meurer dieſe drei von ihm für die Aner⸗ 
kennung der Offentlichrechtlichkeit aufgeſtellten Vor⸗ 
ausſetzungen bei den Orden als erfüllt anſehen kann, 
und warum er ſeine frühere entgegengeſetzte Auf⸗ 
faſſung überhaupt aufgegeben hat, leuchtet kaum ein. 
Auch ſeine in der Schrift „Das katholiſche Ordens⸗ 
weſen nach dem Recht der deutſchen Bundesſtaaten“ 
auf S. 32 gegebene Begründung iſt dürftig und ver⸗ 
mag nicht hinreichend zu überzeugen. Sie lautet: 

„Allerdings gehören die Orden nicht zu den 
notwendigen Einrichtungen oder weſent⸗ 
lichen Beſtandteilen der Katholiſchen Kirche, wie uns 
ſolche z. B. in den Bistümern und Pfarreien entgegen⸗ 
treten, die indes in den Miſſionsgebieten doch auch 
wiederum fehlen können. Aber die Orden ſind dem 
kirchlichen Verfaſſungsorganismus eingegliedert und 
die für die Katholiſche Kirche bereitgeſtellte Rechts- 
fähigkeit wird daher ſinngemäß auch ihnen zuteil.“ 

Dieſe Schlußfolgerung Meurers wird jedoch von 
Friedberg beſtritten, der in ſeinem Lehrbuch des 
Kirchenrechts (1909) Seite 269 Anmerkung 7 aus- 
führt: „Daß die Orden Beſtandteile der katholiſchen 
Kirchenorganiſation bilden und die Klöſter demnach 
wie die Gemeinden ipso jure Korporationsrechte in 
denjenigen Ländern beſitzen, wo die Katholiſche Kirche 
die Eigenſchaft einer öffentlich-rechtlichen Korporation 
genießt, kann nicht zugeſtanden werden. Die 
Orden ſind kein weſentlicher Beſtand⸗ 
teil der katholiſchen Kirchenverfaſ⸗ 
ſung und die erſtnachderen Ausbildung 
entſtandenen Kongregationen erſt 
recht nicht. Doch nimmt Oſter reich den ent- 
gegengeſetzten Standpunkt ein (Porzes, A. 62, 313); 
ebenſo Bayern, wo es allerdings zur Begründung 
eines Kloſters ſtaatlicher Genehmigung bedarf.“ 
Grauer führt in ſeinem im Schrifttum (S. 689 am 
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Schluß) bezeichneten Werk auf Seiten 43, 44 — unter 
Hinweis auf Meurer, Begriff und Eigentümer der 
hl. Sachen, Band II S. 230 und folgenden — aus, 
„daß die ſpezifiſche Ordenstendenz und klöſterliche Ver⸗ 
faſſung nicht durch die Kirchengewalt, ſon⸗ 
dern durch die Stifter gegeben wird und ſo das 
Kloſter eine in hohem Grade von der Kirchenbehörde 
unabhängige, zu einer ſelbſtgewollten 
Lebensbetätigung freiorganiſierte Gemeinſchaft bildet.“ 
Auch Schulte!) vertritt in ſeiner Schrift „Die juriſti⸗ 
ſche Perſönlichkeit der katholiſchen Kirche, ihrer In⸗ 
ſtitute und Stiftungen“ Seite 89 die Auffaſſung, daß 
die Orden und Kongregationen, „ganz abgeſehen von 
den Prinzipien, keine verfaſſungsmäßigen Faktoren 
in der kirchlichen Regierung bilden.“ Schulte, der das 
bayriſche Recht gleichfalls eingehend unterſucht, folgert 
aus den Worten und dem Geiſt des der bayriſchen 
Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818 beigefügten 
„Edikts“, in dem auch das Konkordat vom 5. Juni 
1817 anerkannt wurde, „daß alle kirchlichen Anſtalten, 
denen nach dem Kirchenrecht wegen ihres Zweckes 
Rechtsperſönlichkeit zukommt, ſtillſchweigend als juri- 
ſtiſche Perſonen anerkannt find“ (S. 72) ... „Von 
einem Orden, deſſen Gebilde vom Staate anerkannt 
ſind, iſt die private Rechtsfähigkeit unzertrennlich 
(S. 79) .. . „Sit eine reguläre Genoſſenſchaft nicht 
als Kloſter oder Kongregation vom Staate anerkannt, 
ſo fällt ſie entweder unter den Begriff des Vereins 
oder iſt vom ſtaatlichen Geſichtspunkt aus lediglich 
eine Anzahl von privaten Individuen, 
welche zufällig in einem und demſelben Hauſe wohnen, 
wie ſolches allen Staatsbürgern und Fremden unter 
Beobachtung der allgemeinen, beſonders polizeilichen 
Geſetze zuſteht“ (S. 79, 80). Daß den Orden in Bayern 
früher über die private Rechtsfähigkeit hinaus⸗ 
gehende beſondere öffentlich⸗rechtliche Vorrechte zu⸗ 
geſtanden worden ſind, iſt aus der Darſtellung Schul⸗ 
tes nicht zu entnehmen. Auch Grauer ſtellt in 
feiner Schrift „Das katholiſche Ordensweſen nach bay⸗ 
riſchem Staatskirchenrecht“ (1910) eine ſolche Behaup⸗ 
tung nicht auf. 


Wenn wir uns nun der Frage zuwenden, warum 
man in Bayern durch miniſterielle Entſchließungen 
tatſächlich früher den Orden „die Rechte öffent⸗ 
licher Körperſchaften“ verliehen hat, fo ift dieſe Hal ⸗ 
tung wohl nur geſchichtlich zu erklären. Die 
Kirche hat es von jeher für ihre Aufgabe erachtet, die 
Not der Armen zu lindern. In alter Zeit hat der 
Staat dieſes Arbeitsfeld ausſchließlich der Kirche 
überlaſſen, und ſo iſt es gekommen, daß die erſten An⸗ 
ſtalten für Arme, Kranke und Bedürftige von kirch⸗ 
lichen Organen geleitet worden ſind. Das galt auch 
für das Schulweſen, das noch nach der mittelalterlichen 
Auffaſſung nicht in den des Staates, ſondern in den 
Bereich der Kirche gehörte. Da derartige Anſtalten 
früher in der Hauptſache auf von der Kirche verwal⸗ 
teten Stiftungen beruhten, fiel den kirchlichen Organen 
bis zu einem gewiſſen Grad die Beſorgung dieſer Ver- 
waltungszweige zu. Erſt in ſpäterer Zeit haben ſich 
dann der Staat und die ſtaatlichen Selbſtverwaltungs⸗ 
körper dieſer Aufgaben in zunehmendem Maß ſelbſt 


u) Schulte behandelt in dieſer Schrift ſehr eingehend 
das gemeine, bayriſche, öſterreichiſche, preußiſche. badiſche, 
württembergiſche, heſſiſche, ſächſiſche und franzöſiſche Recht. 


angenommen, ſo daß die kirchliche Wohlfahrtspflege 
uſw. gegenüber der ſtaatlichen und kommunalen 
Tätigkeit auf dieſen Gebieten immer mehr in den 
Hintergrund trat.“) 


Manche Umſtände berechtigen zu der Annahme, 
daß man in Bayern der katholiſchen Kirche und 
ihren Orden bis in die Neuzeit auf dem Gebiet der 
Wohlfahrtspflege und des Schulweſens einen 
größeren Einfluß eingeräumt hat als in den an⸗ 
deren deutſchen Bundesſtaaten. Daraus erhellt wohl 
auch bis zu einem gewiſſen Grad, daß man in Bayern 
die in alter Zeit vielleicht einmal berechtigt geweſene, 
mittlerweile aber durchaus überholte Verwal⸗ 
tungsübung fortgeſetzt und den mit karitativen und 
aushilfsweiſe auch mit geiſtlichen Aufgaben betrauten 
Orden und Kongregationen ſogar die „Rechte 
öffentlicher Körperſchaften“ verliehen hat. 


Damit iſt aber noch nicht die Frage entſchieden, 
ob dieſe Orden nun auch allgemein, insbeſondere 
im Sinn des neuen Reichsſteuerrechts 
„Körperſchaften des öffentlichen Rechts“ darſtellen. 
Wegen des Territorialprinzips kann eine ſolche Ver⸗ 
leihung nur für den Bereich des Staates Bedeutung 
haben, der die Verleihung ausgeſprochen hat. Das gibt 
auch Ebers a. a. O. zu, nach dem die vollen Korpo⸗ 
rationsrechte nur „im Rahmendesjeweiligen 
Staatsrechts gemäß 855 EG BGB“ er- 
worben werden. 


Im Anſchluß an die oben entwickelte Auffaſſung 
Meurers müßte man alſo zunächſt fragen, welche 
Rechte denn im einzelnen verliehen 
werden ſollten. Dieſe Anſicht hat in den Ver⸗ 
handlungen des Bayriſchen Landtags 1924/25 auch der 
Abgeordnete Stelzner unter Bezugnahme auf ein 
Gutachten des Staatsrechtslehrers Piloty zu dem 
bayriſchen Konkordat von 1924 mit folgenden beacht⸗ 
lichen Ausführungen vertreten (Utz a. a. O. Seite 63): 
„Staatsrechtlich iſt feſtzuſtellen, daß die Eigenſchaft 
der Körperſchaft des öffentlichen Rechts die Fähigkeit 
bedeutet, nicht nur private Rechtsgeſchäfte vor⸗ 
zunehmen, ſondern auch öffentliche, d. i. 
ſtaatliche, Aufgaben zu erfüllen. Dieſe Fähigkeit 
verſteht ſich nie von ſelbſt, ſondern bedarf ſtets eines 
ſtaatsgeſetzlichen übertragungsaktes. 
Dieſer iſt durch Artikel 137 Abſatz 5 RV nur der 
katholiſchen Religionsgeſellſchaft gegenüber im gan- 
zen erfolgt. Orden und Kongregationen 
haben dieſe Fähigkeit nur, ſoweit ſie ihnen durch 
Staatsgeſetz ausdrücklich verliehen iſt, und 
ſie beſitzen als Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts nicht etwa irgend⸗ 
einen allgemeinen öffentlichen Rechts⸗ 
ſtatus, ſondern nur die einzelnen 
Rechte und Pflichten, die ihnen durch 
Staatsgeſetz ausdrücklich gegeben wer⸗ 
den.“ Utz bemerkt dazu (S. 63): „Es wäre alſo ver⸗ 
fehlt, anzunehmen, daß eine mit öffentlichen Korpo⸗ 
rationsrechten ausgeſtattete geiſtliche Geſellſchaft etwa 
alle diejenigen Rechte oder doch einen Teil derſelben 
ipso jure beſitze, wie fie z. B. Gieſe ... als Merkmale 


) Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts 
S. 550 f.5 Sartorius „Stiftungen“ bei Stengel⸗Fleiſch⸗ 
bang Wörterbuch des deutſchen Staats⸗ und Verwaltungs⸗ 
rechts. 


(1909) 
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einer mit öffentlichen Korporationsrechten begabten 
Religionsgeſellſchaft aufführt.“ Auf der Suche, 
welche öffentlichen Rechte den Orden denn verliehen 
ſein können, wird man z. B. denken an das Recht, 
Glocken läuten oder öffentlich kirchliche An- 
dachten und heilige Meſſen verrichten oder 
Wallfahrten veranſtalten zu dürfen und der⸗ 
gleichen. Früher rechnete wohl auch das „Termi 
nieren“ noch dazu, ſo daß es nicht als Bettelei im 
Sinn des Strafrechts behandelt werden konnte. 


Weiter iſt noch zu unterſuchen, ob und inwieweit 
das Reich auf den von ihm zu regelnden Rechts⸗ und 
Verwaltungsgebieten ohne ſeine Zuſtimmung durch 
die Verleihung ſolcher landesgeſetzlichen Sonderrechte 
überhaupt gebunden werden kann. Soll eine 
ſolche Bindung in alle Ewigkeit fortbeſtehen? 
Soll das Reich derartige, vielleicht in altersgrauer 
Zeit verliehene Sonderrechte unabänderlich hinnehmen 
müſſen, auch wenn dadurch wegen völliger Anderung 
der Verhältniſſe Ungleichmäßigkeiten und 
Ungerechtigkeiten entſtehen? Eine derartige 
Auffaſſung läßt ſich kaum mit guten Gründen ver⸗ 
treten. Grauer führt a. a. O. S. 44, wenn auch in 
anderem Zuſammenhang, zu dieſer Frage aus: „Auf 
die Fortdauer derſelben rein kirchlichen Sätze kann es 
auch zugunſten der Kirche kein Anrecht geben, weil das 
Recht eine notwendige Folge der ſich ändernden 
ſozialen und politiſchen Zuſtände iſt. Wie 
aber dieſe unaufhaltſam, wenn auch noch ſo allmählich 
fi) verändern müſſen, weil Stagnation niemals Auf- 
gabe der Individuen, deshalb auch nicht der Völker 
und Staaten ſein kann, ſo müſſen auch die 
Rechtsſätze ſich ändern.“ 

Wichtig iſt noch folgendes: Wie Meurer S. 38 
„immer wieder feſtſtellen muß, ſagen die Grundgeſetze 
nicht, daß die großen chriſtlichen Kirchen öffentliche 
Korporationen ſind, ſondern nur, daß ſie die Rechte 
öffentlicher Korporationen haben.“ Wenn das ſchon 
für die rechtliche Beurteilung der katholiſchen Kirche 
beachtlich gehalten wird, die immerhin im öffentlichen 
Leben des Volkes noch verankert iſt, dann muß ein 
ſolcher Unterſchied bei den Orden weit mehr gewürdigt 
werden, die ſich bei vorurteilsloſer Betrachtung doch 
lediglich als freiwillige Vereinigungen 
ihrer Mitglieder auf konfeſſioneller 
Grundlage darſtellen. 

In alter Zeit konnten Korporationsrechte mit 
ſtaatlicher Wirkſamkeit durch ein privates Rechts- 
geſchäft und dergleichen überhaupt nicht, ſondern nur 
durch einen ſtaatlichen Verleihungsakt (Privilegium) 
erworben werden. Später war beides möglich. Hat 
man vielleicht mit der Verleihung der 
Rechte einer öffentlichen Körperſchaft 
früher bloß zum Ausdruck bringen 
wollen, daß es fi um eine Rechts⸗ 
perſönlichkeit kraft öffentlichen Rechts 
im Gegenſatzzu einer Rechtsperſönlich - 
keit kraft bürgerlichen Rechts handelt? 

Auch die folgende Theorie läßt ſich für die Ver⸗ 
gangenheit vertreten: Die Staaten, die die großen 
Kirchen als öffentliche Korporationen anerkannt 
haben, haben damit auch deren Kirchenrecht als 
autonomiſche Satzung, wenn auch nicht not⸗ 
wendig in allen ſeinen Teilen, anerkannt. Zu den 


daraus ſich ergebenden Folgerungen gehört, daß die 
vom Kirchenrecht den Orden zugebilligte Rechtsnatur 
einer moraliſchen Perſon S juriſtiſche Perſönlichkeit 
auch ſtaatlich anerkannt worden iſt, ſoweit der Erwerb 
der Rechtsfähigkeit durch das Landesrecht nicht an be⸗ 
ſondere Vorausſetzungen geknüpft war. Die auf einer 
ſolchen Autonomie beruhende Rechtsfähigkeit kann 
aber für den ſtaatlichen Bereich keine weitergehenden 
Rechte begründen wie für den kirchlichen Bereich. Das 
heißt: Dieſe Rechtsfähigkeit verſchafft bloß die Fähig⸗ 
keit, zu beſitzen, Eigentum zu erwerben, zu erben und 
dergleichen. Offentlich⸗ rechtliche Befugniſſe ſind 
damit nicht verbunden. 

Es erübrigt ſich aber, auf alle dieſe Fragen einzu⸗ 
gehen; denn die weiteren Ausführungen ergeben: Es 
iſt müßiger Verſuch, die Frage, ob heute Orden nach 
dem neuen Reichsſteuerrecht als Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts zu behandeln ſind, aus der bunt⸗ 
ſcheckigen und verworrenen, oft kaum mehr einwand⸗ 
frei feſtzuſtellenden Regelung eines überholten Zeit⸗ 
alters heraus löſen zu wollen. 


4. Maßgeblichkeit des Landesrechts? 


Der Reichsfinanzhof hat — vor der Über- 
nahme der ſtaatlichen Macht durch den 
Führer und vor der Steuerreform 1934 
— in dem Urteil RStBl. 1929 S. 594 Nr. 869 eine 
Real gemeinde (Salzpfännergilde), 
deren Vermögen hauptſächlich in Forſten und einem 
Salinenbetrieb beſtand, von der Vermögenſteuer frei⸗ 
geſtellt, weil ſie als Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts anzuerkennen ſei. Der RFS führt hier aus: 
„Das Vermögenſteuergeſetz gibt keine Begriffsbeſtim⸗ 
mung, was es unter öffentlich⸗-rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften verſtanden wiſſen will. Darum ſind die 
nach Landesrecht beſtehenden öffent- 
lich - rechtlichen Körperſchaften als 
ſolche auch für das Vermögenſteuer⸗ 
geſetz anzuerkennen. Nur dort, wo das 
Landesrecht oder die Landesverwal⸗ 
tungsübung keine Antwort auf die 
Frage gibt, ob eine beſtimmte Körper⸗ 
ſchaft öffentlich⸗rechtlichen oder pri⸗ 
vatrechtlichen Charakter beſitzt, iſt, 
nötigenfalls nach allgemeinen Rechts ⸗ 
grundſätzen, die Einordnung von den 
Steuerbehörden vorzunehmen.“ 


Das katholiſche Ordensweſen iſt in der Hauptſache 
auch heute noch landesrechtlich geregelt. Zwar 
hatte ſchon die Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 
in ihrem Artikel 137 klargeſtellt, daß das Kirchenrecht 
nicht mehr Sache der Einzelſtaaten fein ſollte, viel⸗ 
mehr die weſentlichen Grundſätze vom Reich auf⸗ 
geſtellt werden ſollten; dennoch war die Durchführung 
dieſer Grundſätze im Artikel 137 Abſatz 8 der Landes⸗ 
geſetzgebung überlaſſen worden. Da wir es meiſtens 
mit ſchon ſeit langer Zeit beſtehenden Ordensgenoſ⸗ 
ſenſchaften zu tun haben und das Ordensweſen reichs⸗ 
rechtlich nicht geregelt iſt, müßten die Finanzämter in 
den einzelnen Teilen des Reichs ſich eingehend mit dem 
dort früher geltenden Landesrecht befaſſen, wenn es 
ohne jede Einſchränkung bei der Rechtſprechung des 
Ri in RStBl. 1929 S. 594 Nr. 869 verbleiben ſollte. 
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Es ift ſchwer, wenn nicht mitunter faſt unmöglich, 
ſich heute in dem Wirrwarr!) der über die Orden 
und Klöſter ergangenen Landesgeſetze, Kabinetts⸗ 
orders und „miniſteriellen Entſchließungen“ zu⸗ 
rechtzufinden. Schweigt das Landesrecht, was 
auch vorkommt, dann müßte man auf das kanoniſche 
Recht oder das gemeine (römiſche) Recht oder das alte 
deutſche Landesprivatrecht oder das franzöſiſche Recht 
zurückgehen, das in den einſchlägigen Gebieten früher 
jeweils gegolten hat. In manchen Ländern wären 
dann ſogar für einzelne Bezirke verſchiedene Rechts⸗ 
quellen maßgebend“). Auf der Suche nach dem rich⸗ 
tigen Recht ſtößt man oft auf Meinungen, Theorien, 
Verwaltungsübungen, deren Rechtsgültigkeit von An⸗ 
deren beſtritten und bekämpft wird. 


Nach dem Territorialprinzip gelten Ver⸗ 
leihungen von Sonderrechten und dergleichen — dazu 
gehört auch die Verleihung der Rechtsfähigkeit oder 
der Rechte einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts — 
nur für den Bereich des Staates, der die Ver⸗ 
leihung ausgeſprochen hat. Die Niederlaſſun⸗ 
gen mancher Orden ſind ſeit altersher über das ganze 
Deutſche Reich zerſtreut, mögen mehrere davon mit⸗ 
unter auch in beſonderen Ordensprovinzen zuſammen⸗ 
gefaßt ſein. In ſolchen Fällen ergibt ſich alſo aus dem 
Territorialprinzip die merkwürdige Folgerung, daß 
bei ein und demſelben Orden manche Niederlaſſungen 
oder Ordensprovinzen überhaupt keine Rechts⸗ 
fähigkeit, manche nur bürgerliche Rechtsfähigkeit 
und manche — nach der Behauptung der Orden — 
öffentlich- rechtliche Rechtsfähigkeit beſitzen. Das 
Bild wird noch bunter, wenn man bedenkt, daß der 
gleiche Orden in beſtimmten früheren Bundesſtaaten 
nicht nur überhaupt nicht aufgenommen wurde, d. h. 
gar keine Niederlaſſung gründen konnte,) ſondern 
daß ſogar ſeine Ordensmitglieder auch als Einzel⸗ 
perſonen dort keinerlei Ordenstätigkeit entfalten 
durften.“) 

Die neuzeitliche Rechtsentwicklung ſtrebt auf 
allen Rechtsgebieten nach Verallgemeinerung 
und nach Gleichheit des Rechts. Es liegt im 
Geiſt und im Zug dieſer Rechtsentwicklung, Unter⸗ 
ſchiede und Zerſplitterungen zu beſeitigen, die auf dem 
früheren Partikularismus beruhen. Wenn alſo bei 
dem gleichen Orden einige Ordensniederlaſſungen 
(Ordensprovinzen) überhaupt keine oder nur bürger⸗ 
lich-rechtliche Rechtsfähigkeit beſitzen und eine andere 
Ordensniederlaſſung (Ordensprovinz) tatſächlich die 
Rechte einer öffentlichen Körperſchaft erlangt haben 
ſollte, ſo darf durch dieſe lediglich auf die frühere 


18) Selbſt der Kirchenrechtslehrer Meurer ſpricht in 
ſeiner Schrift „Das katholiſche Ordensweſen nach dem 
Recht der deutſchen Bundesſtaaten“ von einer „verworrenen 
Rechtslage“ (S. 33). Er ſchreibt S. 37: „Vollkommene Klar⸗ 
heit beſteht nicht.“ 

14) Joh. Friedrich Schulte „Die juriſtiſche Perſönlich⸗ 
keit der Katholiſchen Kirche uſw.“, Gießen 1869; Lam⸗ 
meher a. a. O. S. 209 ff. 

15) Hinweis z. B. auf 8 56 der ſächſiſchen Verfaſſung 
vom 4. November 1831: „Es dürfen weder neue Klöſter er⸗ 
richtet, noch Jeſuiten oder irgendein anderer Orden jemals 
im Lande aufgenommen werden.“ 

16) Hinweis auf § 30 des ſächſiſchen Geſetzes vom 
23. Auguſt 1876. Ahnliche Beſchränkungen der Ordenstätig⸗ 
keit beſtanden früher in Baden. Vgl. dazu Meurer, Das 
katholiſche Ordensweſen uſw. S. 11, 57, 61. 


„Vielſtaaterei“ zurückzuführenden, rein äußer⸗ 
lichen Unterſchiede der Grundſatz „Gleichmäßigkeit 
der Beſteuerung“ nicht geſtört werden. 

Sachliche Unterſchiede in der Art der geiſt⸗ 
lichen und ſonſtigen Betätigung, die eine grund ⸗ 
ſätzlich verſchiedene ſteuerliche Behandlung recht⸗ 
fertigen würden, find bei den Orden micht feſtgeſtellt 
worden. Es kann ſich alſo bei dem buntſcheckigen 
landesgeſetzlichen Rechtszuſtand auf dem Gebiet des 
Ordensweſens nur um eine Folge unſerer unglück⸗ 
lichen, weil zerſplitterten geſchichtlichen Entwicklung 
handeln. Die Entſcheidung einer Steuerfrage, die nach 
dem Grundſatz der Gleichmäßigkeit der 
Beſteuerung unbedingt einheitlich ge⸗ 
löſt werden muß, darf auf ſolche — rückſchauend be⸗ 
trachtet — Zufälligkeiten nicht abgeſtellt 
werden. Bei der Auslegung der Steuergeſetze nach 
nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung iſt auch „die 
Entwicklung der Verhältniſſe zu berückſichtigen“ (8 1 
Abſatz 2 StAnpG). 


5. Begriff und Weſen der Körperſchaften des öffent ⸗ 
lichen Rechts 

a) Neuzeitliche Auffaſſung 
Der Begriff der Körperſchaften des öffentlichen 

Rechts iſt weder im Reichsrecht noch im Recht der 

Länder geregelt. Sein Umfang und ſein Inhalt ſind 

umſtritten. Wiſſenſchaft“) und Rechtſprechungns) haben 

ſich oft damit befaßt. Sie haben im Laufe der Zeit 

Merkmale entwickelt, die ſämtlich erkennen laſſen, daß 

eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts mehr iſt 

als eine freiwillige Vereinigung von Vereins⸗ 
mitgliedern oder dergleichen. 

Als charakteriſtiſche Teil merkmale, die auf das 
Weſen einer öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft hin⸗ 
deuten, ſind unter anderen die folgenden bezeichnet 
worden: 

a) Körperſchaften des öffentlichen Rechts beruhen auf 
einem Staatsakt oder auf geſetzlicher Grundlage 
(Gegenſatz: freiwillige Vereinigung, Gründung 
durch privates Rechtsgeſchäft); ihr Körperſchafts⸗ 
leben iſt ganz oder teilweiſe öffentlich⸗rechtlich 
geregelt; 

b) ſie ſtehen mit einem öffentlichen Gemeinweſen 
(Staat, Gemeinde uſw.) derart in organiſchem 
Zuſammenhang oder ſind in das Staatsgefüge ſo 
eingegliedert, daß ſie ſelbſt dadurch zu einer öffent⸗ 
lichen Einrichtung werden; 

o) fie beſitzen irgendwelche beſondere öffentlich⸗recht⸗ 
liche Befugniſſe, dienen öffentlichen Zwecken, ſind 
dem Staat zur Erfüllung ihrer Aufgaben ver⸗ 


17) Meinungen des Schrifttums find zuſammengeſtellt 
a) in Rich Band 23 S. 306; 

b) bei Lilienthal, Die Staatsaufſicht über die Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften, Carl Heymanns Verlag, Berlin 
1935, S. 62 ff.; 

e) bei Lammeher a. a. O. S. 218 ff. 

d) bei Huber „Die Rechtnatur der Deuſchen Arbeitsfront. 
Ein Beitrag zur Lehre von der Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Recht“ in „Zeitſchrift der Akademie für deutſches 
Recht“ 1939 S. 435. 

18) Hinweis auf die Sammlung der Entſcheidungen 
des Bayriſchen Oberſten Landesgerichts in Ztoilſachen 
Bd. 15 S. 637, Bd. 24 S. 50. Weitere Entſcheidungen bei 
S Bahriſches Kirchenvermögensrecht, Bd. III 

. 57, 58 
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pflichtet und genießen darum beſondere ſtaatliche 
Fürſorge; 

d) fie werden durch ſtaatliche Organe geleitet, über⸗ 
wacht oder beauffichtigt. 


Das Bayriſche Oberſte Landesgericht 
hat in der Sammlung ſeiner Entſcheidungen in Zivil⸗ 
ſachen Band 15 S. 673 das Weſen einer Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts wie folgt umſchrieben: 

„Nach der herrſchenden Anſicht kommt die 
öffentlich⸗rechtliche Natur nur den Verbänden zu, 
die als die Träger ſolcher Zweckbeſtimmungen an⸗ 
erkannt und ins Leben gerufen ſind, deren Erfüllung 
vom Staat in die Aufgabe der allgemeinen Wohl⸗ 
fahrtspflege einbezogen ſind. Der Zweckallein 
entſcheidet nicht, ob eine Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen oder des Privatrechts vorliegt; denn auch 
Privatvereine dienen ſehr oft gemeinnützigen 
Zwecken. Auch der Umſtand entſcheidet nicht, daß 
die Körperſchaft für den Staat ein beſonderes 
Intereſſe hat und eine beſondere Fürſorge genießt. 
Maßgebend tft die Art der Zweck ⸗ 
erfüllung, nämlich, daß ſich der 
Staat des Verbandes bedient, um 
anerkannte öffentliche Intereſſen 
durch ihn erfüllen zu laſſen. Voraus ; 
ſetzung für die öffentlich⸗ rechtliche 
Natur eines Verbandes iſt daher, 
daß er in das Staatsgefüge ein⸗ 
gegliedert iſt, daß er einen Beſtand⸗ 
teil der öffentlichen Ordnung, eine 
öffentliche Einrichtung bildet.“ 


Der Reichsfinanzhof faßt das Ergebnis 
feiner Unterſuchungen in Rh Band 28 S. 307 
folgendermaßen zuſammen: 

„Aus den angeführten Außerungen des Schrift⸗ 
tums läßt ſich als gemeinſamer Grundgedanke 
wenigſtens ſoviel feſtſtellen, daß eine Körperſchaft, 
die als ſolche des öffentlichen Rechtes anerkannt 
werden will, öffentliche Aufgaben, ins⸗ 
beſondere des Staates und feiner Selbit- 
verwaltungskörper erfüllen und daß der 
Staat darum an dieſen Körperſchaften ein be- 
ſonderes Intereſſe nehmen muß, auf der 
anderen Seite, daß ſolche Körperſchaften in einem 
obrigkeitsähnlichen Verhältnis zu ihren Mitgliedern 
ſtehen müſſen.“ 


Daß die oben entwickelten Merkmale auf kon⸗ 
feſſionell beſtimmte geiſtliche Vereinigungen, ins⸗ 
beſondere katholiſche Orden und Kongregationen, 
nicht zutreffen, bedarf keiner weiteren Darlegung. 


b) Wandel der Anſchauungen 


Früher mögen einzelne Landesbehörden — 
vielleicht noch unter dem Eindruck der oben im Ab⸗ 
ſchnitt 3 geſchilderten geſchichtlichen Entwicklung der 
Wohlfahrtspflege oder des bei ihnen in der Vergangen⸗ 
heit geltenden Staatskirchentums““) — die Tätigkeit 


10) Hinweis auf Band 5 der „Enzyklopädie der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft“ (1914), wo Stutz in feiner Abhandlung 
„Kirchenrecht“ § 59 (S. 405) ausführt: „Zur Zeit ſteht 
von den größeren deutſchen Staaten nur noch Bayern in⸗ 
folge Beibehaltung des Religionsedikts vom 26. Mai 1818 
(im Zuſammenhang mit dem gleichfalls aufrechterhaltenen 
Konkordat) auf dem Standpunkt des gemäßigten, inter⸗ 
konfeſſionellen Staatskirchentums. Die übrigen Staaten 


der Orden und Kongregationen auf dieſem Gebiet 
als ſo wichtig und nutzbringend für den Staat an⸗ 
geſehen haben, daß man dieſen Vereinigungen die 
Rechte öffentlicher Korporationen verlieh. Heute iſt 
eine ſolche Anſchauung jedoch nicht mehr haltbar. 
Die Orden und Kongregationen bezwecken hauptſäch⸗ 
lich die chriſtliche Vervollkommnung ihrer Mitglieder. 
Die religiöſe und karitative Betätigung ſind nur 
Mittel zur Erreichung dieſes Zwecks. Der Staat 
ſoll alle ſeine Bürger in gleicher Weiſe betreuen und 
gleichartige Dinge und Erſcheinungen auch gleich be⸗ 
handeln. Wenn in Deutſchland die weitaus über⸗ 
wiegende Mehrzahl aller Orden und Kongregationen 
wie auch die der ſonſtigen Wohlfahrtsunternehmen 
bloß die bürgerlich rechtliche Rechtsfähigkeit beſitzt, 
dann iſt — jedenfalls auf dem Gebiet 
des Steuerrechts — kein Raum mehr für über⸗ 
holte landesrechtliche Ausnahmen, die nur auf den 
früheren Partikularismus zurückzuführen ſind. 
Die nationalſozialiſtiſche Rechtsentwicklung drängt zur 
Vereinheitlichung des Rechts. Darum muß 
auch hier der Leitſatz gelten, der der Entſcheidung des 
RZH Band 23 S. 301 vorangeſtellt iſt: 


„Wechſeln die Anſchauungen über die Aufgaben 
des Staates, kann die Körperſchaft auch ihren 
Charakter ändern und aus einer Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts eine ſolche des Privatrechts 
werden.“ 


Man hat eingewendet, die Entſcheidung RH 
Band 23 S. 301 könne nach ihrem Wortlaut nur in 
ſolchen Fällen angewendet werden, in denen weder 
das Landesrecht noch die Verwaltungsübung der 
Landesbehörden Antwort auf die Frage geben, ob eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts oder des Privat⸗ 
rechts anzunehmen ſei. Wenn jedoch das Landesrecht 
oder die Verwaltungsübung der Landesbehörden die 
Offentlichrechtlichkeit bejaht habe, dann ſei eine ab⸗ 
weichende ſteuerliche Beurteilung nicht mehr möglich. 

Es iſt zuzugeben, daß dieſer Einwand in Einzel⸗ 
ausführungen der im Jahr 1931 ergangenen Ent⸗ 
ſcheidung des R§c Band 28 S. 346 (beſonders S. 348 
bis 350) eine gewiſſe Stütze findet. Aber auch dieſe 
Einzelausführungen des Reichsfinanzhofs, die noch 
einmal die ſchon oben im Abſchnitt 4 abgelehnte un 
eingeſchränkte Maßgeblichkeit des Landesrechts 
betonen, ſind heute überholt. 


Das Bayriſche Oberſte Landesgericht hat in der 
Sammlung ſeiner Entſcheidungen in Zivilſachen 
Band 24 S. 50 ſich mit dem Königlich bayrischen 
Hausritterorden vom Heiligen Georg — einer Per⸗ 
ſonenvereinigung nach Art der mittelalterlichen Ritter⸗ 
orden — befaßt, deſſen ſatzungsmäßiger Zweck die Ver⸗ 
teidigung des chriſtlichen katholiſchen Glaubens und 
Ausübung der Werke der Barmherzigkeit iſt. Der 
Orden war urſprünglich zweifelsfrei eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts, da er zur Zeit der monarchiſchen 
Staatsverfaſſung als ſtaatliche Angelegenheit erachtet 


find (Preußen 1848, Baden 1860, Württemberg 1862, Heſſen 
1875, Sachſen 1874) zu dem Syſtem der ſtaatlichen Kirchen⸗ 
hoheit oder — da die Kirchenhoheit auch zu den Beſtand⸗ 
teilen des Staatskirchentums gehört — beſſer zu demjenigen 
der bloßen Staatskirchenhoheit übergegangen. Doch haben 
ſie es mit verſchiedener Energie und in verſchiedenem Maße 
durchgeführt.“ 
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worden iſt, damals einen Beſtandteil der öffentlichen 
Ordnung gebildet hat und in das Staatsgefüge ein⸗ 
gegliedert war. Das Oberſte Landesgericht führt aus, 
daß der Zuſammenhang des Ordens mit dem Staat 
durch die Anderung der Staatsverfaſſung gelöſt 
worden iſt. 


„Dadurch iſt das Bindeglied zwiſchen dem 
Orden und dem Staatsweſen und damit gleichzeitig 
die Eingliederung des Ordens in das Staatsweſen 
weggefallen. Er beſteht alſo zwar auf Grund 
der Verleihung vom 17. April 1871 als rechtsfähiger 
Verein weiter, er hat aber aufgehört, eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts zu ſein. 
Daß keine geſetzliche Beſtimmung beſteht, aus der 
ſich der Verluſt des öffentlich⸗rechtlichen Charakters 
unmittelbar ergibt, iſt ohne Bedeutung. ... Ohne 
Bedeutung iſt auch die Tatſache, daß die aus 8 2 
der Statuten ſich ergebende Zweckbeſtimmung des 
Ordens die gleiche geblieben iſt, wie früher und auch 
jetzt noch verfolgt werden kann und verfolgt wird. 
Denn der Zweck allein entſcheidet nicht, auch wenn 
er im öffentlichen Intereſſe gelegen iſt. Das Er⸗ 
gebnis ift alſo, daß der beklagte Orden nunmehr 
eine Körperſchaft des bürgerlichen Rechts iſt.“ 


Aus dieſer Entſcheidung des Bayriſchen Oberſten 
Landesgerichts ergibt ſich, daß auch das Landesrecht 
einen Wandel der Anſchauungen zu berückſichtigen hat, 
und daß allein deswegen — ſelbſt ohne beſondere 
Rechtsgrundlage — Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts auch für das Landesrecht zu ſolchen des bürger⸗ 
lichen Rechts werden können. 


Für das Steuerrecht iſt aber ſogar im 8 1 
StAnpdG eine ſolche Rechtsgrundlage gegeben. Hier⸗ 
nach ſind die Steuergeſetze nach nationalſozialiſtiſcher 
Weltanſchauung auszulegen. Dabei ſind die Volks⸗ 
anſchauung, der Zweck und die wirtſchaftliche Bedeu⸗ 
tung der Steuergeſetze und die Entwicklung der Ver⸗ 
hältniſſe zu berückſichtigen. Für das Beſteuerungs⸗ 
verfahren gilt weiter als oberſte Richtſchnur der 
Grundſatz der Gleichmäßigkeit der Beſteuerung. Dieſer 
Grundſatz drängt dahin, „die Vereine, welche die 
gleichen Aufgaben erfüllen, gleich zu behandeln“ 
(Rc Bd. 28 S. 350). 


Die vom Reichsfinanzhof in ſeinen beiden Entſchei⸗ 
dungen RStBl. 1929 S. 594 Nr. 869 und R Bd. 28 
S. 346, 348 bis 350 betonte Maßgeblichkeit des Landes⸗ 
recht oder der Verwaltungsübung muß alſo zum min⸗ 
deſtens eingeſchränkt werden. Das heißt: Das 
Landesrecht oder die Verwaltungsübung der Landes⸗ 
behörden ſind für die Entſcheidung der Frage, ob 
ſteuerlich eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts vor⸗ 
liegt, heute nur noch inſoweit maßgebend, als ſie nicht 
durch einen Wandel der Anſchauungen 
überholt ſind. 


Es kann alſo keinem Zweifel unterliegen, daß der 
oben erwähnte, früher eine Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts darſtellende Bayriſche Hausritterorden 
vom Hl. Georg wegen des Wandels der Anſchauungen 
heute ſowohl für das Landesrecht als auch für das 
Reichsſteuerrecht als ein Gebilde des Privatrechts zu 
behandeln iſt. Das gleiche muß auch in einſchlägigen 
Fällen für geiſtliche Orden und Kongre⸗ 
gationen gelten. 


6. Konkordate 


Man hat eingewendet, die Orden und Kongrega⸗ 
tionen mit öffentlich⸗rechtlicher Rechtsfähigkeit könnten 
denen mit bürgerlich⸗rechtlicher Rechtsfähigkeit ſteuer⸗ 
lich auch deshalb nicht gleichgeſtellt werden, weil dem 
die Konkordate entgegenſtänden. In Betracht 
kommen die Konkfordate?) zwiſchen dem Heiligen Stuhl 
und 
a) Bayern vom 29. März 1924 (Bayer. GVBl. 1925 
S. 53), insbeſondere Artikel 2; 

b) Baden vom 12. Oktober 1932 (Bad. GVBl. 1933 
S. 20), insbeſondere Artikel V; 

e) dem Deutſchen Reich vom 20. Juli 1933 
(RGBl. II S. 679), insbeſondere Artikel 2 Satz 1 
und Artikel 13. 


Für die Konkordate mit Bayern und Baden 
iſt das Territorialprinzip maßgebend, was ſich auch 
aus Artikel 2 Satz 1 des Reichskonkordats ergibt. 
Dort iſt beſtimmt, die beiden Länderkonkordate 
„bleiben beſtehen und die in ihnen anerkannten Rechte 
und Freiheiten der katholiſchen Kirche innerhalb 
der betreffenden Staatsgebiete unver⸗ 
ändert gewahrt“. Nach dem Territorialprinzip konnten 
Bayern und Baden der katholiſchen Kirche aber Son⸗ 
derrechte nur auf ſolchen Rechtsgebieten einräumen, 
deren Regelung nicht dem Reichsrecht vorbehal- 
ten war. Artikel 8 der Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 
1919 hat die Geſetzgebung über die Reichs ſteuern 
auch ſchon vor dem Jahr 1933 — die beiden Länder⸗ 
konkordate ſind vor 1933 abgeſchloſſen worden — 
allein dem Reich zugewieſen. Die Behandlung 
der Orden und Kongregationen nach dem Reichs⸗ 
ſteuerrecht wird daher durch die beiden Länder⸗ 
konkordate überhaupt nicht berührt. 


Artikel 13 des Reichskonkordats 
beſtimmt: 

„Die katholiſchen Kirchengemeinden, Kirchen ⸗ 
gemeindeverbände und Diszeſanverbände, die 
Biſchöflichen Stühle, Bistümer und Kapitel, die 
Orden und religiöſen Genoſſenſchaften ſowie die 
unter Verwaltung kirchlicher Organe geſtellten An⸗ 
ſtalten, Stiftungen und Vermögensſtücke der katho⸗ 
liſchen Kirche behalten bzw. erlangen die Rechts⸗ 
fähigkeit für den ſtaatlichen Bereich nach den allge- 
meinen Vorſchriften des ſtaatlichen Rechts. Sie blei⸗ 
ben Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, ſoweit 
ſie ſolche bisher waren; den anderen können die 
gleichen Rechte nach Maßgabe des für alle geltenden 
Geſetzes gewährt werden.“ 


Dieſer Artikel 13 befaßt ſich ſowohl mit Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen wie auch des privaten Rechts. 
Wenn Satz 2 beſtimmt: 

„Sie bleiben Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts, ſoweit ſie ſolche bisher waren“, 

ſo kann dieſer Satz ſich nur auf diejenigen im 

Artikel 13 genannten kirchlichen Körperſchaften, An⸗ 


22) Dieſe Konkordate find auch abgedruckt bei Weber, 
Staatskirchenrecht (Textausgabe der neueren ſtaatskirchen⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen uſw.), C. H. Beck ſche Verlags⸗ 
buchhandlung, München und Berlin 1936. 
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ſtalten, Stiftungen, Zweckvermögen uſw. beziehen, 
die nach allgemeiner Rechtsauffaſſung unbeſtritten 
ſchon immer und überall im Deutſchen Reich als 
öffentlich-rechtliche Körperſchaften anerkannt worden 
ſind. Dazu gehören aber, wie die bisherigen Ausfüh⸗ 
rungen gezeigt haben, die Orden und Kongre⸗ 
gationen nicht. Hiernach gilt für dieſe nur 
Satz 1 des Artikels 13. Das heißt: Orden und Kon⸗ 
gregationen „behalten bzw. erlangen die Rechtsfähig⸗ 
keit für den ſtaatlichen Bereich nach den allgemeinen 
Vorſchriften des ſtaatlichen Rechts“. Die Richtigkeit 
dieſer Auslegung ergibt ſich auch noch daraus, daß — 
wie ebenfalls ſchon ausgeführt wurde — das Bemühen 
der Orden früher einzig und allein ſich darum drehte, 
überhaupt die bloße Rechtsfähigkeit erwerben zu 
können. Die Regelung des Artikels 13 bedeutet alſo 
auch bei der hier vertretenen Auffaſſung gegenüber 
dem früheren Rechtszuſtand einer mehr oder weniger 
großen Unſicherheit für die Orden einen beachtlichen 
Fortſchritt. 

Im übrigen hat über die Frage, welche Gebilde 
innerhalb eines Staatsweſens als Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts zu behandeln ſind, einzig und allein 
das innerſtaatliche Recht zu entſcheiden. Da es 
ſich bei der Beſteuerung der Orden und Kongrega— 
tionen um eine reichs rechtliche Angelegenheit 
handelt, iſt die Rechtsnatur (Rechtsſtellung) dieſer 
Gebilde ausſchließlich nach dem Reichsrecht 
zu beurteilen, für das der Grundſatz gilt: Reichs 
recht bricht Landesrecht. 

Man kann auch nicht einwenden, daß der Begriff 
„Körperſchaft des öffentlichen Rechts“ im Sinn des 
Artikels 13 des Reichskonkordats nach Völker ⸗ 
recht zu beſtimmen ſei. Es handelt ſich dabei mangels 
einer abweichenden Regelung im Reichskonkordat um 
einen innerſtaatlichen Rechtsbegriff, den das 
Reichskonkordat einfach übernommen hat. Man ſpricht 
im Völkerrecht in ſolchen Fällen von einer „rezipie⸗ 
renden Verweiſung“. 


7. Zuſammenfaſſung 
Das Ergebnis der Unterſuchung kann wie folgt 
kurz zuſammengefaßt werden: 
a) Mit „Korporationsrechten“ iſt nur die bürger⸗ 
lich⸗ rechtliche Rechtsfähigkeit verliehen worden; 
b) Mit der Verleihung von „Rechten einer öffentlichen 
(öffentlich-rechtlihen) Körperſchaft“ durch das 


Landesrecht oder eine dafür nach Landesrecht zu⸗ 
ſtändige Landesbehörde iſt zwar auch die bür⸗ 
gerlich⸗ rechtliche Rechtsfähigkeit verbunden. Im 
übrigen aber iſt zu unterſuchen, welche öffentlichen 
Rechte im einzelnen damit verliehen worden 
ſind. Dieſe beſonderen Rechte gelten nur für das 
Land, das die Verleihung ausgeſprochen hat; 


c) Als Körperſchaften des öffentlichen Rechts im Sinn 
des Reichsſteuerrechts ſind nur ſolche anzuer⸗ 
kennen, die der heutigen Rechtsaufaſſung über 
derartige Gebilde entſprechen. Orden und Kon⸗ 
gregationen rechnen nicht dazu; 


d) Die Konkordate begründen für Orden und 
Kongregationen, denen durch das Landesrecht oder 
die Verwaltungsübung von Landesbehörden 
„Rechte einer öffentlichen (öffentlich- rechtlichen) 
Körperſchaft“ verliehen worden ſein ſollen, keinen 
Anſpruch, auch als Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts im Sinn der Reichsſteuergeſetze be⸗ 
handelt zu werden. (Es würde ohne Frage ein Ver⸗ 
ſtoß gegen $1StAnp® fein, wenn an- 
ders verfahren würde. Rdt.) 
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Steuerflucht und Reichsfluchtsteuerhinterziehung 


Von Steuerinspektor Küchler, Finanzamt Worms 


Der Reichsfluchtſteuer unterliegen Perſonen, die 
am 31. 3. 1931 Angehörige des Deutſchen Reichs ge⸗ 
weſen find und in der Zeit nach dem 31. 8. 1931 ihren 
inländiſchen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland aufgegeben haben oder aufgeben. Es 
werden aber nur ſolche Perſonen zur Reichsfluchtſteuer 
herangezogen, die entweder am 1. 1. 1931 oder an 
einem ſpäteren Vermögenſteuer-Veranlagungszeit⸗ 
punkt mehr als 50 000 RM Geſamtvermögen oder im 
Steuerabſchnitt 1931 oder in einem der folgenden 
Steuerabſchnitte mehr als 20 000 RM ſteuerpflichtiges 


Einkommen gehabt haben (88 1 und 2 Ziffer 4 RölSt⸗ 
Vorſchriften). 

Die RFlSt⸗Vorſchriften vom 8. 12. 1931 (letzte 
Faſſung vom 19. 12. 1937, RGBl. I S. 1385) enthalten 
im 8 9 eine Strafvorſchrift. Danach wird derjenige 
Steuerpflichtige, der die Reichsfluchtſteuer nicht binnen 
eines Monats nach ſeiner Auswanderung entrichtet, 
mit Gefängnis und Geldſtrafe bedroht. Bei Reichs⸗ 
fluchtſteuer⸗Zuwiderhandlungen wird man deshalb 
zunächſt an die Strafvorſchrift des § 9 der RFlSt⸗ 
Vorſchriften denken. Man könnte hiernach annehmen, 
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daß 8 9 als Sondergeſetz für den Bereich der Reichs⸗ 
fluchtſteuer die allgemeine Strafvorſchrift des § 396 
AO ausſchließe. 

Das iſt jedoch nicht der Fall. $ 9 RFlSt⸗Vor⸗ 
ſchriften könnte nur dann als Sondergeſetz gegenüber 
§ 396 AO gelten, wenn alle dem $ 9 unterzuordnenden 
Fälle auch den Tatbeſtand des § 396 AD erfüllen 
würden. Das trifft aber nicht zu. § 396 AD enthält 
Tatbeſtandsmerkmale, die für 8 I nicht weſentlich find. 
§ 396 AD verlangt ein vorſätzliches ſteuerunehrliches 
Verhalten. Dieſe Merkmale ſetzt § 9 RFlSt⸗Vor⸗ 
ſchriften nicht voraus. Es genügt hier, daß der Täter 
auswandert und innerhalb eines Monats 
die Reichsfluchtſteuer nicht bezahlt. Der 
Nachweis des Vorſatzes iſt nicht erforderlich. 
Dem Beſchuldigten wird lediglich ein Ent⸗ 
laſtungsbeweis, daß ihn kein Verſchulden 
(auch keine Fahrläſſigkeit) trifft, zugeſtanden (um⸗ 
gekehrte Beweislaſt). 

Als Ergebnis iſt alſo feſtzuhalten, 
daß SS I RFlSt⸗Vorſchriften nicht den 
$ 396 AO ausſchließt, ſondern als 
Strafbeſtimmung eigener Art neben 
8 396 AO anzuwenden iſt. Es muß unter⸗ 
ſchieden werden zwiſchen zwei Steuerzuwiderhand⸗ 
lungen eigener Art, nämlich der Steuer flucht (8 9 
RFlSt⸗Vorſchr.) und der Reichsflucht ſteuer⸗ 
hinterziehung ($ 396 AO in Verbindung mit 
88 1, 2 und 3 RFlSt⸗Vorſchr.). 

An einem Fall der Praxis wird zu beweiſen ſein, 
daß die dargelegte Anſicht allein zu befriedigenden Er⸗ 
gebniſſen führt. 

Der Steuerpflichtige A gab in der Vermögens⸗ 
erklärung nach dem Stichtag 1. 1. 1935 bewußt ſein 
Vermögen nur mit rund 49000 RM ſtatt mit rund 
52 000 RM an. Auf die hiernach unzweifelhaft vor⸗ 
liegende Vermögenſteuerhinterziehung kam es ihm 
aber gar nicht an, ſondern er ging darauf aus, ſein 
Vermögen unter der für die Reichsfluchtſteuer maß⸗ 
gebenden Freigrenze von 50 000 RM zu halten. Er 
trug ſich ſchon damals mit feſten Auswanderungs⸗ 
abſichten, die er allerdings bisher nicht verwirk⸗ 
licht hat. 

Eine Beſtrafung des A wegen vollendeter Steuer⸗ 
flucht im Sinn des § 9 RFlSt⸗Vorſchriften war nicht 
möglich. § 9 ſetzt voraus, daß die Reichsflucht⸗ 
ſteuerpflicht bereits entſtanden iſt, 
d. h. daß der Steuerpflichtige ausgewandert iſt (8 4 
Ziffer 2 RFlSt⸗Vorſchriften). A hat aber feine dahin- 
gehende Abſicht noch nicht in die Tat umgeſetzt. 

Auch wegen verſuchter Steuerflucht konnte A 
nicht beſtraft werden. Ein ſtrafbarer Verſuch der 
Steuerflucht iſt dem Geſetz unbekannt. 
Ein Verſtoß nach § 9 ſtellt ein Vergehen im Sinn des 
§ 1 StGB dar. Der Verſuch eines Vergehens iſt nur 
bei ausdrücklicher Beſtimmung ſtrafbar (§ 43 StGB). 

Zu einer gerechten Beurteilung des doch ſicherlich 
nicht nur wegen der geringfügigen Vermögenſteuer⸗ 
hinterziehung ſtrafwürdigen Verhaltens des A kann 
man über den $ 396 AO gelangen. Es entfällt zwar 
auch hier die Annahme eines vollendeten Vergehens, 
da ja die Verkürzung des noch nicht entſtandenen 
Reichsfluchtſteuer⸗Anſpruchs noch gar nicht eingetreten 
iſt. Es liegt aber der Tatbeſtand einer verſuchten 


Reichsfluchtſteuer⸗Hinterziehung (88 396 und 397 AO 
in Verbindung mit den RFlSt⸗Vorſchriften) vor. Mit 
der Abgabe der falſchen Vermögenserklärung hat A 
mit der Ausführung einer Steuerhinterziehung be⸗ 
gonnen ($ 43 StGB). Dieſe Handlung geht über 
eine Vorbereitungshandlung hinaus. 


Der Umſtand, daß hier tatſächlich 
noch kein Reichsfluchtſteuer⸗-Anſpruch 
entſtanden iſt, ſteht einer Beſtrafung 
nicht entgegen. Wie in der Rechtſprechung 
(RGSt. Bd. 56 S. 316/17) anläßlich beſtimmter Fälle 
ganz allgemein ausgeſprochen wird, „iſt für den Ver⸗ 
ſuch der Steuerhinterziehung nicht erforderlich, daß 
zur Zeit der Vornahme der auf Steuerverkürzung ab⸗ 
zielenden Handlung die Steuerpflicht ſchon entſtanden 
war. Vielmehr genügt, daß der Täter Handlungen 
vornimmt, die einen Anfang der Ausführung der 
Steuerzuwiderhandlung enthalten und für den Fall 
des Eintritts der Steuerpflicht zu einer Hinter- 
ziehung führen können (RG 3. St.⸗Senat, SW 
1925 Heft 11 S. 12960)“. 


Das gefundene Ergebnis liegt auch im Sinn des 
Geſetzgebers, der keinesfalls mit der Schaffung des 
$ 9 RFISt-Borfchriften eine Erleichterung oder Mil- 
derung für Reichsfluchtſteuer⸗Sünder gegenüber 
anderen Steuerhinterziehern zum Ausdruck bringen 
wollte. Das ergibt ſich ſchon aus der 
ſtrengeren Strafdrohung der RöilSt⸗ 
Vorſchriften gegenüber der allgemei- 
nen Strafvorſchrift der AO. Würde man 
§ 9 als Sondervorſchrift anſehen, dann wäre, wie dar⸗ 
gelegt, eine Beſtrafung wegen Verſuchs nicht möglich. 
Der Steuerpflichtige müßte, im Gegen⸗ 
ſatz zum Hinterzieher einer anderen 
Steuer, ſtraffreiausgehen — eine ganz 
unmögliche Folge. 


Wie eingangs ausgeführt, wird die Reichsflucht⸗ 
ſteuerpflicht nicht allein auf das Vermögen eines 
Steuerpflichtigen, ſondern auch auf deſſen Ein⸗ 
kommen abgeſtellt. Infolgedeſſen kann auch eine 
unrichtige Einkommenſteuererklärung als Mittel für 
eine Reichsfluchtſteuer⸗Hinterziehung oder deren Ver⸗ 
ſuch dienen. 


Für den Strafſachenbearbeiter iſt vielleicht nicht 
unintereſſant, wie der oben geſchilderte Fall des 
Pflichtigen A tatfächlic ermittelt und bearbeitet 
worden iſt. 


Zunächſt ergab ſich als Anhalt lediglich die Tat⸗ 
ſache, daß anläßlich der im Jahr 1938 bei Nichtariern 
allgemein durchgeführten Sicherungsmaßnahmen auf⸗ 
fiel, daß das veranlagte Vermögen des A knapp unter 
der Freigrenze für die Reichsfluchtſteuerpflicht lag. 
Die daraufhin angeſtellten Ermittlungen ergaben, 
daß tatſächlich ein kleineres Sparguthaben verſchwie⸗ 
gen war, bei deſſen Hinzurechnung die Reichsflucht⸗ 
ſteuer⸗Freigrenze überſchritten wurde. Der Beſchul⸗ 
digte beſtritt zwar, im Zeitpunkt der Vermögens⸗ 
erklärung 1935 bereits Auswanderungsabſichten ge⸗ 
habt zu haben. Doch ergab die überraſchend durch⸗ 
geführte Vernehmung von Auskunftsperſonen, daß 
die Behauptung unrichtig war. Ebenſo konnten einige 
weitere Einwände tatſächlicher und rechtlicher Art 
widerlegt werden. 


Eildienſt⸗Aachrichten 


Zum Steuergutscheinverfahren 
1. Kleiderzuſchüſſe aus öffentlichen Kaſſen 


Die öffentlichen Kaſſen pflegen Kleiderzuſchüſſe, 
die Offizieren und Beamten gewährt werden, in der 
Regel unmittelbar an den Unternehmer zu 
zahlen, der das Kleidungsſtück liefert. Die Zahlung 
erfolgt für Rechnung der Privatperſon, 
die dem Unternehmer den Auftrag erteilt hat. Für den 
Unternehmer handelt es ſich nicht um eine Lieferung 
an eine ſteuergutſcheinpflichtige Stelle, ſondern um 
eine Lieferung an den Offizier oder Beamten, 
der ſeinerſeits nicht berechtigt iſt, in Steuergut⸗ 
ſcheinen zu zahlen. Der Unternehmer iſt bei dieſer 
Sachlage auch dann nicht verpflichtet, Steuergutſcheine 
in Zahlung zu nehmen, wenn das Entgelt für Rech⸗ 
nung des privaten Auftraggebers von einer öffent- 
lichen Kaſſe geleiſtet wird. 


2. Reichsſtellen für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, 
nichtſteuergutſcheinfähige landwirtſchaftliche Er⸗ 
zeugniſſe 
Die Reichsſtelle für Milcherzeugniſſe, Ole und 

Fette, die Reichsſtelle für Tiere und tieriſche Erzeug⸗ 
niſſe, die Reichsſtelle für Eier, die Reichsſtelle für 
Garten- und Weinbauerzeugniſſe, die Reichsſtelle für 
Getreide, Futtermittel und andere landwirtſchaftliche 
Erzeugniſſe haben ſteuerlich Einkünfte aus Gewerbe⸗ 
betrieb. Sie ſind daher grundſätzlich verpflichtet, 
Steuergutſcheine an Zahlungs Statt anzunehmen. 
Durch 8 7 der Zweiten N DO find jedoch die 
meiſten Erzeugniſſe, die von dieſen Reichsſtellen ab⸗ 
geſetzt werden, für nichtſteuergutſcheinfähig erklärt 
worden. Für dieſe Erzeugniſſe können den Reich» 
ſtellen, ebenſo wie anderen gewerblichen Unternehmern. 
Steuergutſcheine nicht in Zahlung gegeben werden. 
Das gilt für Zahlungen, die ab dem 4. Juli 1939 
geleiſtet werden. Bei Zahlungen, die vor dieſem 
Stichtag geleiſtet worden ſind, waren die Reichsſtellen 
auch für ſolche Erzeugniſſe, die nach dem Inkrafttreten 
der Zweiten NF Do nicht mehr ſteuergutſcheinfähig 
find, zur Annahme von Steuergutſcheinen ver⸗ 
pflichtet. Soweit die Abnehmer von dieſer Mög⸗ 
lichkeit keinen Gebrauch gemacht haben, können ſie nicht 
nachträglich die Annahme von Steuergutſcheinen durch 
die Reichsſtellen gegen Rückvergütung des entſprechen⸗ 
den Geldbetrags verlangen. 


3. Zuſammeurechnung von Zahlungen 

Die Steuergutſchein pflichtigen haben § 13 
Abſatz 3 NF Vo gemäß der Berechnung des in 
Steuergutſcheinen zu zahlenden Betrags die Summe 
der Zahlungen zugrunde zu legen, die am gleichen 
Tag von derſelben Kaſſe an einen Unter⸗ 
nehmer zu leiſten find. Die Steuergutſchein berech⸗ 
tigten dürfen eben ſo verfahren. 


Bei der praktiſchen Handhabung dieſer Vorſchrift 
iſt zu beachten, daß nur ſolche Zahlungen zuſammen⸗ 
gerechnet werden dürfen, die am gleichen Tag zu 
leiſten find. Eine Zahlung iſt am Tag ihrer 
Fälligkeit oder, wenn dieſer Zeitpunkt nicht ge⸗ 


nau feſtſteht, innerhalb der vereinbarten Fällig⸗ 
keitsfriſt zu leiſten. Zahlungen, die nach ihrer 
Fälligkeit geleiſtet werden, können nicht mit anderen 
Zahlungen zuſammengerechnet werden. 


Steuergutſcheinpflichtige ſollen nicht von der 
üblichen Zahlungsweiſe, die vor Inkrafttreten des 
NF beſtand, lediglich aus dem Grund abweichen, um 
auf dieſe Weiſe die Zuſammenrechnung von 
Zahlungen zu ermöglichen. 


4. Übertragung von Reichsanleihen uſw. bei der Er⸗ 
richtung von rechtsfähigen Penſionskaſſen 

Rechtsfähige Penſionskaſſen und 
ſonſtige rechtsfähige Hilfskaſſen für Fälle der 
Not oder Arbeitsloſigkeit ſind von der Körperſchaft⸗ 
ſteuer, Vermögenſteuer und Aufbringungsumlage 
einer Rd§⸗Anordnung gemäß befreit. Unternehmer, 
deren Penſionseinrichtungen uſw. nicht rechtsfähig 
ſind, gehen daher dazu über, rechtsfähige Kaſſen 
zu errichten. 

Die Mittel, die den Rückſtellungen für Penſions⸗ 
und Unterſtützungszwecke in der Bilanz der Unter⸗ 
nehmer gegenüberſtehen, find oft in Reichs ⸗ 
anleihen uſw. angelegt. Die übertragung dieſer 
Anleihen auf eine rechtsfähige Kaſſe in Zuſammen⸗ 
hang mit der Errichtung der Kaſſe ſtellt formalrechtlich 
eine Verminderung des Anleihebeſtands dar, die 8 3 
Abſatz 6 NF gemäß bei der Ermittlung des Betrags 
der Steuergutſcheine I. der die Grundlage für die Be⸗ 
wertungsfreiheit bildet, zu berückſichtigen iſt. Dieſe 
Auswirkung entſpricht jedoch weder der Billigkeit noch 
dem Zweck der geſetzlichen Vorſchrift, die lediglich ver⸗ 
hindern ſoll, daß die Unternehmer Reichsanleihen uſw. 
veräußern, um mit dem Erlös Steuergutſcheine I an- 
zuſchaffen. Der Nennbetrag, um den ſich der Beſtand 
an Reichsanleihen uſw. dadurch vermindert, daß ein 
Unternehmer bei der Errichtung einer rechtsfähigen 
Penſionskaſſe oder einer ſonſtigen Hilfskaſſe für Fälle 
der Not oder Arbeitsloſigkeit Anleihen aus ſeinem 
Vermögen auf die Kaſſe überträgt, iſt daher vom 
Nennbetrag der Steuergutſcheine J, der die Grundlage 
für die Bewertungsfreiheit bildet, nicht abzuziehen. 
Das Unternehmen und die Kaſſe werden inſoweit als 
eine Einheit angeſehen. Der Unternehmer muß 
fh folgerichtig in Fällen dieſer Art eine Ver⸗ 
minderung des Beſtands der über⸗ 
tragenen Anleihen bei der Kaffe wie eine 
Beſtandsverminderung in ſeinem eigenen Ver⸗ 
mögen anrechnen laſſen. Bus. 


agenhaltung 
durcli einen Verkeheseichter 


Zu dieſer Frage hat der Reichsfinanzhof 
in einem Urteil vom 29. Juni 1939 IV 9139 S Stel⸗ 
lung genommen. In dem entſchiedenen Falle handelte 
es ſich um einen Richter in einer Mittelſtadt, der in 
den Vorjahren als Amtsanwalt vorwiegend mit der 
Bearbeitung von Verkehrsſachen beſchäftigt geweſen 
war und während des Veranlagungszeitraums noch 
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als Richter, wenn auch in vermindertem Umfang, auf 
dieſem Gebiet tätig war. 

Der Reichsfinanzhof hat die Abzugsfähigkeit der 
Kraftwagenkoſten bei der Einkommenſteuer abge⸗ 
lehnt. Es ſei nicht zu beſtreiten, daß ein Staats⸗ 
anwalt oder Richter in Verkehrsſachen grundſätzlich ein 
beſſeres Urteil habe, wenn er ſelbſt Kraftwagenfahrer 
ſei. Das könne aber dann nicht zur Anerkennung der 
Kraftwagenkoſten als beruflichen Aufwand führen, 
wenn der Steuerpflichtige Verkehrsſachen nur neben 
anderen Rechtsſachen beruflich zu bearbeiten habe. 
Denn der Richter komme bei ſeinem Beruf in die Lage, 
über alle möglichen Fragen wiſſenſchaftlicher, ins⸗ 
beſondere auch techniſcher Natur, entſcheiden zu müſſen. 
Der Richter ſei zur Entſcheidung dieſer Fragen — ab⸗ 
geſehen von den reinen Rechtsfragen — mehr oder 
weniger auf Grund ſeiner Allgemeinbildung befähigt. 
Soweit dieſe nicht ausreiche, könne er ſich der Sachver⸗ 
ſtändigen als Richtergehilfen bedienen. Die Schaffung 
und Förderung der erforderlichen Allgemeinbildung 
ſei aber grundſätzlich Sache der perſönlichen Lebens⸗ 
haltung. Deshalb könne ein Richter, der neben anderen 
Rechtsangelegenheiten ſogenannte Verkehrsſachen zu 
entſcheiden habe, die Aufwendungen zu vermehrten 
Erfahrungen auf dem Verkehrsgebiet nicht abziehen. 
Daran ändere auch die Tatſache nichts, daß die Juſtiz⸗ 
verwaltung für die Verkehrsrichter Zuſchüſſe zu den 
Koſten des Fahrunterrichts leiſte. Außerdem dürfe 
nicht überſehen werden, daß es wenig Rechtswahrer 
geben wird, die ausſchließlich oder vorwiegend zur Er⸗ 
langung eines beſſeren Urteils in Verkehrsſachen ſich 
einen eigenen Kraftwagen zulegen werden. 

Der Reichsfinanzhof hat es in dem Urteil aus⸗ 
drücklich dahingeſtellt gelaſſen, ob die Grund⸗ 
ſätze dieſes Urteils auch dann angewendet werden 
können, wenn etwa in größeren Städten ein 
Richter oder Staatsanwalt längere Zeit aus⸗ 
ſchließlich als Verkehrsrichter oder Verkehrsſtaats⸗ 
anwalt beſtellt wird. Danach ſcheint es nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Reichsfinanzhof in dieſen Fällen 
die Kraftwagenkoſten als Werbungskoſten anzuerken⸗ 
nen geneigt wäre. Dies würde aber kaum mit dem 
ſicherlich zutreffenden Satz in Einklang zu bringen 
fein, daß kaum ein Rechtswahrer ausſchließlich oder 
auch nur überwiegend zur Erlangung eines beſſeren 


Urteils in Verkehrsſachen einen Kraftwagen halten 
wird. Oe.— 


Einführung von Reichssteuerrecht in den 
in die Länder Preußen und Bayern ein- 
gegliederten chemals sudd.Gebietsteilen 


Durch das Geſetz über die Gliederung 
der ſudetendeutſchen Gebiete vom 
25. März 1939 (RGBl. I S. 745, RStBl. 1939 
S. 569) ſind beſtimmte, im Geſetz namentlich bezeichnete 
Teile der mit dem Deutſchen Reich wiedervereinigten 
ſudetendeutſchen Gebiete in die Länder Preußen und 
Bayern eingegliedert worden. 

Die Eingliederung iſt mit Wirkung ab 
dem 15. April 1939 erfolgt. Kraft ausdrücklicher 
geſetzlicher Beſtimmung hat ſich aber die Einführung 
von Reichsrecht in den ſudetendeutſchen Gebieten bis 


zum 30. Juni 1939 auch weiterhin auf die in die 
Länder Preußen und Bayern eingegliederten Gebiets⸗ 
teile erſtreckt. Mit Wirkung ab dem 1. Juli 
1939 gilt in dieſen Gebietsteilen das geſamte 
Reichsrecht. Die zuſtändigen Reichsminiſter können 
durch Verordnung Ausnahmen von dieſem Grundſatz 
beſtimmen ſowie Übergangs⸗ und Anpaſſungsvor⸗ 
ſchriften erlaſſen. 

Auf Grund dieſer Ermächtigung hat der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen am 26. Juni 1939 eine Ver⸗ 
ordnung zur Einführung von Reichs- 
ſteuerrecht in den in die Länder 
Preußen und Bayern eingegliederten 
ehemals ſudetendeutſchen Gebiets⸗ 
teilen erlaſſen. Die Verordnung iſt in der Preußi⸗ 
ſchen Geſetzſammlung S. 88 und im RStBl. 1939 
S. 793 veröffentlicht. 


Dieſer Verordnung gemäß gelten die vom Reich 
erlaſſenen Steuergeſetze, die zu ihrer Durchführung 
und Ergänzung ergangenen Verordnungen und die 
auf dem Gebiet des Finanzausgleichs ergangenen Ver⸗ 
ordnungen auch über den 30. Juni 1939 hin⸗ 
aus in den in die Länder Preußen und Bayern ein⸗ 
gegliederten ehemals ſudetendeutſchen Gebietsteilen 
inſoweit, als ſie vor dem 1. Juli 1939 in 
den ſudetendeutſchen Gebieten in Kraft geſetzt worden 
ſind. Soweit bei der Einführung in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten Vorſchriften, die im übrigen Reichs⸗ 
gebiet gelten, geändert oder ergänzt worden ſind, 
bleiben die Anderungen oder Ergänzungen in den in 
die Länder Preußen und Bayern eingegliederten ehe⸗ 
mals ſudetendeutſchen Gebietsteilen bis auf weiteres 
in Kraft. Die Außerkraftſetzung dieſer Anderungen 
und Ergänzungen wird für die eingegliederten ehe⸗ 
mals ſudetendeutſchen Gebietsteile durch Verwal⸗ 
tungsanordnung des Reichsminiſters der 
Finanzen geregelt werden. 


Die weitere Einführung des im Deut⸗ 
ſchen Reich geltenden Reichsſteuerrechts wird für die 
in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten 
ehemals ſudetendeutſchen Gebietsteile ebenfalls durch 
Verwaltungsanordnung des Reichsminiſters 
der Finanzen geregelt. O. 


Nichtbesteuerung d. Einkünfte aus Weet- 
rapierueräußerungen für 1939und 1940 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat am 22. Juli 
1939 eine Verordnung über die Nichtbeſteuerung der 
Einkünfte aus Wertpapierveräußerungen erlaſſen. 
Die Verordnung iſt am 25. Juli 1939 im Reichs⸗ 
geſetzblatt I S. 1816 erſchienen. Sie iſt im Reichsſteuer⸗ 
blatt Seite 857 abgedruckt worden. Die Verordnung 
hat folgenden Wortlaut: 


Einkünfte aus der Veräußerung von Wert⸗ 
papieren, die auf Grund des § 23 Abſatz 1 Ziffer 1 
Buchſtabe b und Ziffer 2 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes der Beſteuerung unterliegen, bleiben bei der 
Ermittlung des Einkommens für die Kalenderjahre 
1939 und 1940 außer Anſatz. 


Das Einkommenſteuergeſetz 1934 hat gegenüber 
dem Einkommenſteuergeſetz 1925 die ſogenannten 
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Spekulationsgewinne ſchärfer zur Beſteuerung heran⸗ 
gezogen. Insbeſondere iſt der Zeitraum, innerhalb 
deſſen Einkünfte aus Wertpapiergeſchäften ſteuer⸗ 
pflichtig werden, von drei Monaten auf ein Jahr ver⸗ 
längert worden. Die Anderung ſollte dazu beitragen, 
die volkswirtſchaftlich unerwünſchte, im weſentlichen 
jüdiſche Spekulation auszuſchalten. Dieſes Ziel iſt 
erreicht. Die Börſen ſind entjudet; eine volkswirt⸗ 
ſchaftlich unerwünſchte Spekulation iſt nicht mehr zu 
befürchten. 

Die zeitlich begrenzte Beſeitigung der Einkom⸗ 
menſteuerpflicht der Gewinne bei Wertpapierveräuße⸗ 
rungen fol zur Belebung des Aktien⸗ 
marktes führen und eine angemeſſene 
Höhe der Wertpapierkurſe ermöglichen. 

Die Verordnung betrifft nur die Einkünfte aus 
der Veräußerung von Wertpapieren außerhalb eines 
Betriebsvermögens. Einkünfte aus der Veräußerung 
von Grundſtücken und Rechten, die den Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts über Grundſtücke 
unterliegen (5 23 Abſatz 1 Ziffer 1 Buchſtabe a EStG), 
und von anderen Wirtſchaftsgütern, ſoweit es ſich 
nicht um Wertpapiere handelt (§ 23 Abſatz 1 Ziffer 1 
Buchſtabe b EStG), find ebenfalls nach wie vor ſteuer⸗ 
pflichtig. 

Die Verordnung bezieht ſich auf die Kalender- 
jahre 1939 und 1940. Die Steuerfreiheit erſtreckt ſich 
alſo auf alle Wertpapierveräußerungen, die ſeit 
dem 1 Januar 1939 getätigt worden ſind und 
werden. St. 


Sonder gewinne bei Sharlcassen 


Die öffentlichen oder unter Staatsaufſicht ſtehen⸗ 
den Sparkaſſen ſind gemäß § 4 Abſatz 1 Ziffer 4 
KStG 1934 von der Körperſchaftſteuer befreit, ſoweit 
ſie der Pflege des eigentlichen Sparverkehrs 
dienen. Dieſe Beſtimmung unterſcheidet ſich von der⸗ 
jenigen des KStch 19 25, als hiernach der Spar- 
kaſſenverkehr ſteuerlich begünſtigt war. 

Um den ſteuerpflichtigen Gewinnanteil 
zu ermitteln, muß eine Ausſonderung aus dem Ge— 
ſamtgewinn des Unternehmens ſtattfinden, da eine 
getrennte Buchführung für die Geſchäfte des 
eigentlichen Sparverkehrs bei den Sparkaſſen bisher 
nicht vorliegt und auch kaum möglich ſein dürfte. 

Nach dem KSt 1925 erfolgte die Ausſonde⸗ 
rung nach einem Rechnungſchlüſſel, dem das Ver— 
hältnis der Roheinnahmen zugrunde gelegt 
wurde. Hierbei wurden Sondergewinne aus 
ſteuerbegünſtigten Geſchäften vor der Aufgliederung 
von dem Geſamtgewinn abgeſetzt. 

Nach dem KStG 1934 und nach den Veran⸗ 
lagungsrichtlinien für 1937 (Abſchnitt G II, RStBl. 
1937, S. 255) erfolgt aus Vereinfachungsgründen die 
Ausſonderung des ſteuerpflichtigen Gewinns nicht 
mehr auf Grundlage der Roheinnahmen, ſondern nach 
dem Verhältnis der nicht in Spareinlagen beſtehenden 
Einlagen und Verbindlichkeiten zu den geſamten Ein⸗ 
lagen und den geſamten Verbindlichkeiten. Mit dieſer 
Berechnungsart wollte man eine möglichſt zutreffende, 
aber auch einfache Ausgliederung des ſteuerpflichtigen 
Gewinnanteils erreichen. Es konnte nun zweifelhaft 


ſein, ob hierbei Sondergewinne — wie nach den 
früheren Verfahren — vor der Aufgliederung abgeſetzt 
werden müſſen. 

In dem Urteil des Rech vom 20. 6. 1939 I 66/39 
hat der RF dieſe Frage bei Sondergewinnen von 
erheblichem Umfang bejaht. In dem ent⸗ 
ſchiedenen Fall behauptete die Sparkaſſe, daß in ihrem 
Geſamtgewinn ein Kursgewinn aus ſteuerlich be⸗ 
günſtigten Geſchäften in Höhe von 1 484 000 RM 
enthalten ſei, der vor der Ausgliederung von dem 
bilanzmäßigen Gewinn abgeſetzt werden müſſe. Der 
Ric führt in ſeinem Urteil hierzu aus, daß die in 
den Veranlagungsrichtlinien 1937 angegebene Aus⸗ 
gliederungsart eine Schätzung ſei, die aber natur⸗ 
gemäß zu einem annähernd richtigen Ergebnis 
führen müſſe. Aufgabe der Steuerbehörde ſei es, er⸗ 
kennbare Fehlerquellen von erheblichem Ausmaß 
bei dieſer Berechnungsart nach Möglichkeit zu beſeiti⸗ 
gen. Hiernach müſſen bedeutende Sondergewinne, die 
nachweisbar aus ſteuerbegünſtigten oder nicht 
ſteuerbegünſtigten Geſchäften ſtammen, vom Geſamt⸗ 
gewinn vor der Schlüſſelung abgeſetzt und ſpäter dem 
entſprechenden Gewinnanteil zugerechnet werden. 

Der Ric weiſt aber ausdrücklich darauf hin, daß 
es ſich bei dieſen Geſchäften um ſolche des Spar⸗ 
verkehrs handeln müſſe, d. h. die Wertpapiere, die 
den Kursgewinn herbeigeführt haben, müßten zur 
Deckung der Verpflichtungen gegenüber den Sparein⸗ 
legern gedient haben. A 


a 
oder Mietwohngeundstüch? 


Einfamilienhäuſer und Mietwohngrundſtücke 
werden bei der Einheitsbewertung nach verſchiedenen 
Bewertungsgrundſätzen bewertet. Mietwohn⸗ 
grundſtücke ſind nach einem Vielfachen der 
Jahresrohmiete zu bewerten. Für Ein- 
familienhäuſer iſt Bewertungsmaßſtab der 
gemeine Wert ($ 33 Abſ. 1, 2 RBew DB 1935). 
Nach der Begriffsbeſtimmung des $ 32 RBew DB 1935 
gelten als Einfamilienhäuſer ſolche Wohngrundſtücke, 
die nach ihrer baulichen Geſtaltung nicht mehr als eine 
Wohnung enthalten, mit der Maßgabe, daß die Eigen⸗ 
ſchaft als Einfamilienhaus dadurch keine Beeinträchti⸗ 
gung erfährt, daß durch Abtrennen von Räumen 
weitere Wohnungen (3. B. Not⸗ oder Behelfswohnun⸗ 
gen) geſchaffen werden, wenn mit deren dauernden 
Beſtand nicht gerechnet werden kann. 

Der RTH hat in einem Urteil vom 16. März 1939 
(III 210/38, RStBl. 1939 S. 710) zu der Behandlung 
von Grenzfällen Stellung genommen und den Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt, daß bei Beantwortung der Frage, ob 
ein Wohnhaus als Einfamilienhaus oder Mietwohn⸗ 
grundſtück anzuſehen iſt, in Grenzfällen die tat⸗ 
ſächliche Art der nachhaltigen Be⸗ 
nutzung von maßgebenden Einfluß ſein könne, 
alſo nicht die bauliche Geſtaltung allein 
unbedingt ausſchlaggebend ſei, wenn 
ohne Anderung der Innengeſtaltung durch Ab⸗ 
trennen von Räumen weitere Wohnungen geſchaffen 
werden, mit deren dauernden Beſtand zu rech⸗ 
nen iſt. — es — 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


geld, Kredit und öffentliche Finanzen 


Geſetz über Hypothekenzinſen. Durch Geſetz vom 
4. Juli 1939 (RGBl. 1 S. 1193) wurde die Geltungs⸗ 
dauer des Geſetzes über Hypothekenzinſen vom 2. Juli 
1936 über den 30. Juni 1939 hinaus verlängert. 


* 


Erſtausgabe von Schuldverſchreibungen der oſt⸗ 
märkiſchen Landeshypothekenanſtalten. Die Pfandbrief⸗ 
ſtelle oſtmärkiſcher Landeshypothekenanſtalten in Wien 
erhielt die Ermächtigung, für alle oſtmärkiſchen 
Landeshypothekenanſtalten 35 Millionen Reichsmark 
4, 5prozentige, auf den Inhaber lautende Reichsmark⸗ 
pfandbriefe und 20 Millionen Reichsmark 4,5prozen⸗ 
tige, auf den Inhaber lautende Reichsmarkkommunal⸗ 
obligationen auszugeben. 


. 


Spareinlagen im zweiten Vierteljahr 1939. Es 
ergibt ſich das folgende Bild in Millionen Reichsmark: 


1938 1939 
Einzahlungen . 1 610,2 1 654,7 
Auszahlungen . 1 304,5 1 403,3 
Einzahlungsüberſchuß 305,7 251,4 
Zinsgutſchriften 8,9 5,1 
Zunahme 314,6 256,5. 


Einzahlungen Auszahlungen 


Erſtes Vierteljahr 1939 2 007,9 1 454,9 
Zweites Vierteljahr 1939 1 654,7 1 403,3 
Abnahme 853,2 51.6. 


Stand der Geſamteinlagen (Spar⸗ und Konto- 
korrenteinlagen) am Schluß der Monate in Millionen 
Reichsmark: 


Juni 1934 13 308,8 
Juni 1935 15 187,1 
Juni 1936 16 294.7 
Juni 1937 17 646,9 
Juni 1938 19 674,7 
Juni 1939 22 091,7. 


* 


Konkurſe und Vergleichsverfahren im Juni 1939 


Konkurſe Vergleichs⸗ 

eröffnet“) verfahren 
Juni 1988 5 166 29 
Juni 1939 ͥ ee 122 14. 


Nach den Zählkarten der Amtsgerichte. 


Nach den Zählkarten der Amtsgerichte wurden im Mai 
1939 insgeſamt 226 Konkursanträge geſtellt. Die 
Zahl der mangels Maſſe abgelehnten Konkursanträge 
betrug 115, das ſind 50,9 v. H. der Geſamtzahl der 
Konkursanträge vom Mai 1939. 


* 


Wechſelproteſte im Mai 1939 


Anzahl Betrag Durchſchnitts⸗ 
ins n 1000 RM betrag je 
gelamt insgeſamt Wechſel in RM 
Mai 1938 41 120 5 478 138 
Mai 1989 27 676 3 963 144. 


Ausloſung der ſteuerfreien Reichsbahn⸗Anleihe 
von 1931. Bei der dritten Ausloſung der 4,5prozenti⸗ 
gen Schuldverſchreibungen der Deutſchen Reichsbahn 
von 1931 (ſteuerfreie Reichsbahn⸗Anleihe 1931) wur⸗ 
den alle Schuldverſchreibungen mit den Endziffern 2 
und 8 zur Rückzahlung ausgeloſt. 


* 


Poſtſparkaſſenweſen im erſten Halbjahr 1939. Im 
erſten Halbjahr 1939 wurden 678 000 Poſtſparbücher 
mit einer Einlage von 127,1 Millionen Reichsmark neu 
ausgeſtellt. Nach Abzug von 45,4 Millionen Reichs⸗ 
mark Rückzahlungen betrug das Poſtſparguthaben 
dieſer Neuzugänge Ende Juni 1939 81,7 Millionen 
Reichsmark. Auf jedes neue Poſtſparbuch entfiel dem⸗ 
gemäß ein Durchſchnittsguthaben von 120 Reichsmark. 
Unter Berückſichtigung der ſchon früher vom Poſtſpar⸗ 
kaſſenamt Wien ausgegebenen Poſtſparbücher waren 
Ende Juni 1939 im Deutſchen Reich 1062000 Poſt⸗ 
ſparbücher mit einer Geſamteinlage von 178,9 Mil⸗ 
lionen Reichsmark vorhanden. 


* 


Vermögenslage der Angeſtelltenverſicherung und 
der Invalidenverſicherung am Ende des erſten Viertel ⸗ 
jahrs 1939. Es ergibt ſich das folgende Bild in Mil- 
lionen Reichsmark: 


Stand 
Ende Dezember Ende März 
1988 1939 

Rohvermögen 
Angeſtelltenverſicherung 3 843,7 3 977,6 
Invalidenverſicherung 3 091,3 3 300,6 
Insgeſamt enim 6 935,0 7 278,2 
Davon entfallen auf: 

Hypotheken u. Grundſchulden 1 646,0 1 670,1 

W 233974 3 666.5 

Darlehen an öffentlich⸗recht⸗ 

liche Körperſchaften und 
ſonſtige Darlehen 28 1 268,2 

Kaſſe und Bankeinlagen. 249,8 814,2 

Grundſtücke 159,5 158,7 

Sonſtige Anlagen 158,9 205,5. 
Reinvermögen 
Angeſtelltenverſicherung. 3 783,5 8 964,9 
Invalidenverſicherung 3 086,7 8 294, 7 
Insgeſamt 6 870,2 7 259,6. 


* 


Gebühren der Kreditinſtitute für den Geſchäfts⸗ 
verkehr mit Steuergutſcheinen. Die Spitzenverbände 
der Kreditinſtitute haben für die Auslieferung (Über⸗ 
weiſung, Übertrag oder Lieferung) von Steuergut- 
ſcheinen die folgenden Bearbeitungsgebühren feſt⸗ 
geſetzt: 

1. im Wertpapierſammelberkehr: 1 b. T. des Nennwerts, 
mindeſtens 50 Rpf., 

2. in effektiven Stücken: 2 v. T. des Nennwerts, mindeſtens 
eine Reichsmark, 

3. bei Auslieferung von Steuergutſcheinen an das Finanz⸗ 
amt zur Bezahlung von Steuern: 1 v. T. des Nennwerts, 
mindeſtens 50 Rpf. 

Neben der Bearbeitungsgebühr können von den 

Kreditinſtituten die bei der Weitergabe von Steuer⸗ 

guticheinen entſtandenen Barauslagen in Rechnung 

geſtellt werden. — Bei Verkäufen wird die Bearbei⸗ 
tungsgebühr nicht erhoben. 
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Vierjahresplan 

Einkaufsregelung für Naturſeide. Die Aber- 
wachungsſtelle für Seide, Kunſtſeide und Zell⸗ 
wolle hat die Einkaufsregelung für Seide (Naturſeide) 
in der Anordnung S6 zuſammengefaßt und auf 
die Oſtmark und den Reichsgau Sudetenland aus⸗ 
gedehnt. Die Anordnung bedeutet keinerlei 
Neuerung, ſondern nur eine Vereinheit⸗ 
lichung für das geſamte Reichsgebiet. 
Die Anordnung iſt im Deutſchen Reichsanzeiger 
Nr. 150 vom 3. Juli 1939 veröffentlicht. 


Anderung der Anordnung 44 der Überwachungs⸗ 
ſtelle für Kautſchuk und Aſbeſt. Die Über ⸗ 
wachungsſtelle für Kautſchuk und Aſbeſt hat 
eine Anordnung zur Anderung der Anordnung 
Nr. 44 vom 3. Januar 1938 erlaſſen. Danach unter⸗ 
liegen nur noch ſolche Betriebe der Meldepflicht, die 
mehr als 1000 Kilogramm Gummiabfälle, Alt⸗ 
gummi, Hartgummiſtaub, Weichgummimehl oder 
Regenerat insgeſamt lagern oder monatlich ver⸗ 
arbeiten. Die Freigrenze lag bisher bei 500 Kilo⸗ 
gramm. Dieſe Neuregelung bringt eine weſentliche 
Erleichterung, da ein großer Kreis von Firmen von 
der Meldepflicht entbunden iſt. Dieſe Anordnung iſt 
im Deutſchen Reichsanzeiger Nr. 152 vom 5. Juli 1939 
veröffentlicht. 0 

Anordnungen zur Mehrauswertung der Zellwolle. 
Die Spinnſtoffüberwachungsſtellen 
haben Anordnungen über die Mehrauswertung der 
Zellwolle erlaſſen. Die Anordnungen (TVI T V2) 
ſind mit Wirkung ab 1. Juli 1939 in Kraft getreten 
und gelten auch für die Oſtmark und den Reichsgau 
Sudetenland. Gleichzeitig ſind zu dieſen Anordnungen 
eine Erſte Bekanntmachung der Überwachungsſtelle für 
Baumwollgarne und Baumwollgewebe und eine Erſte 
Bekanntmachung der Überwachungsſtelle für Baſt⸗ 
faſern veröffentlicht worden. Dieſe Bekanntmachungen 
enthalten die Warenliſten mit der Aufzählung aller 
Erzeugniſſe, für die Baumwolle und Flachs nicht frei ⸗ 
gegeben werden. Die Anordnungen find im Reichs- 
anzeiger vom 30. Juni 1939 veröffentlicht. 


Vereinheitlichung der Kraftfahrzeugteile und des 
Kraftfahrzeugzubehörs. Der Generalbevoll- 
mächtigte für das Kraftfahrweſen, 
Oberſt v. Schell, hat die Ausführungsvorſchrif⸗ 
ten Nr. 6 zu der Verordnung über die Typenbegren- 
zung in der Kraftfahrzeuginduſtrie vom 2. März 1939 
veröffentlicht. Danach iſt für Kraftfahrzeugzubehör 
und Kraftfahrzeugteile eine Typenbereinigung vorge⸗ 
nommen worden. In einer Ordnunggliſte find für 
Teile und Zubehör 123 Gegenſtände erfaßt. Auf dieſe 
123 Gegenſtände entfielen bisher 5381 ver-; 
ſchiedene Typen. Davon bleiben jetzt insgeſamt 
739 Typen übrig (= 14 v. H. des bisherigen Beitan- 
des). Es gibt z. B. bei den Glühlampen jetzt nur noch 
26 Typen gegenüber 269 Typen bisher. Bei den 
Hupen hat es bisher 25 verſchiedene Typen gegeben. 
ache dieſe Neuordnung wird es nur mehr eine Type 
geben. 


Umſtellung von Kraftfahrzeugen mit Benzin⸗ 
Motoren. Die über wachungsſtelle für 
Mineralöl hat am 4. Juli 1939 eine Anord- 
nung Nr. 24 erlaſſen. Danach iſt die Abgabe be⸗ 
ſtimmter Benzinſorten zum Betrieb von Benzin⸗ 
Motoren verboten worden. Dieſe Anordnung iſt ſo 
ausgelegt worden, als ob in Zukunft Benzol ⸗ 
Gemiſche oder Superbenzine nicht mehr aus⸗ 
gegeben werden dürfen. Dieſe Auslegung iſt 
nicht richtig. Es iſt zwar beabſichtigt, die Klopf⸗ 
feſtigkeit der angebotenen Kraftſtoffe zu ſenken. Das 
bedeutet aber nicht, daß hochwertige Kraftſtoffe vom 
Markt verſchwinden. 


Verteilungsſtelle für Bauſteine und Ziegel in 
Thüringen. Der Reichswirtſchaftsminiſter 
hat die Unternehmungen, die Ziegel, Kalkſteine, 
Schwemmſteine und Schlackenbauſteine in Thüringen 
herſtellen oder mit dieſen Erzeugniſſen in Thüringen 
handeln, zur „Thüringiſchen Verteilungs⸗ 
ſtelle für Bauſteine und Ziegel“ in 
Weimar zuſammengeſchloſſen. Durch dieſe Maßnahme 
ſoll ein geregelter Ablauf zwiſchen Erzeugung und 
Bedarf erreicht werden. Die Verteilungsſtelle iſt nach 
dem Muſter der bereits in anderen Gebieten beſtehen⸗ 
den Stellen aufgebaut. Sie ſoll insbeſondere auch 
einen Ausgleich zwiſchen Überſchußgebieten und Be⸗ 
darfsgebieten ermöglichen. 


Einführung der Verordnung über Preiſe für un- 
edle Metalle in der Oſtmark und im Reichsgau Su- 
detenland. Der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
veröffentlicht im Reichsgeſetzblatt I vom 6. Juli 1939 
eine Verordnung über die Einführung der Verordnung 
über Preiſe für unedle Metalle in der Oſtmark und im 
Reichsgau Sudetenland. Danach findet die Verord- 
nung über Preiſe für unedle Metalle vom 31. Juli 
1934 (Reichsgeſetzblatt I S. 766) auch für die Oſtmark 
und den Reichsgau Sudetenland mit einigen Ande⸗ 
rungen Anwendung. 


Ausfuhrförderung der Bekleidungsinduſtrie nach 
der Slowakei. Die Wirtſchaftsgruppe Be ⸗ 
kleidungsinduſtrie hat ſich zu einem Ausbau 
des Warenverkehrs mit der Slowakei entſchloſſen. Ins⸗ 
beſondere werden die der Kaufkraft der flowakiſchen 
Bevölkerung entſprechenden Warengruppen angeboten. 
Die ſudetendeutſchen Firmen ſind zur Mitarbeit an 
der Ausfuhr nach der Slowakei aufgefordert worden. 


Industrie 

Internationale Roheiſenverhandlungen. Zwiſchen 
den belgiſchen, luxemburgiſchen, niederländiſchen und 
franzöſiſchen Herſtellern von Gießereierzeugniſſen 
finden Verhandlungen wegen einer Regelung der 
Einfuhr von Roheiſen nach Belgien ſtatt. 
Die Deutſchen Roheiſenerzeuger nehmen 
an den Verhandlungen nicht teil. 


* 


Beſtand der Deutſchen Handelsflotte am 31. März 
1939. Die Deutſche Handelsflotte hatte nach einer 
privaten Schätzung am 31. März 1939 einen Beſtand 
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von 2416 Seeſchiffen mit 3 283 225 Brutto⸗Regiſter⸗ 
Tonnen. Bei dieſer Zählung ſind nur Seeſchiffe über 
100 Brutto⸗Regiſter⸗Tonnen berückſichtigt. 


* 


Totalverluſte der Welthandelsflotte im Jahr 1938. 
Entwicklung (Schiffe über 100 Brutto - Regifter - 
Tonnen): 


Kalender⸗ 
jahr Schiffe BRT 
W 828 457 658 
1938 349 520 150. 


Der Hauptanteil der Verluſte entfiel wieder auf 
Großbritannien mit 94 Schiffen mit insgeſamt 
118396 BRT. An zweiter Stelle ſteht Japan. 
Deutſchland ſteht mit neun Schiffen mit ins⸗ 
geſamt 15 124 BRT an zehnter Stelle. 


* 


Auslandsauftrag für die Siemens Baunnion 
GmbH, Berlin⸗Siemensſtadt. Die Sie mens⸗ 
Bauunion Gmb H, Berlin⸗Siemensſtadt, hat ge⸗ 
meinſam mit einer Kopenhagener Firma den Auftrag 
auf Ausführung eines 4000 Meter langen 
Tunnels unter dem Oereſund erhalten. 
Der Tunnel verläuft vom Kopenhagener Hafengebiet 
aus in etwa 34 Meter Tiefe unter dem Waſſerſpiegel 
der Oſtſee in Richtung auf die ſchwediſche Küſte. Die 
Höhe des Auftrages beträgt rund vier Millionen 
däniſche Kronen. Die Bauzeit wird etwa drei Jahre 
betragen. 


Verkehr 


Reichsbahngeſetz. Durch das neue Reichsbahngeſetz 
vom 4. Juli 1939 (RGBl. 1 S. 1205) wird die geſetz⸗ 
liche Grundlage für den Zuſtand geſchaffen, der ſich 
nach der Rückführung der Deutſchen Reichsbahn unter 
die unmittelbare Hoheit des Reichs ergeben hat. Ins⸗ 
beſondere werden die finanziellen Beziehungen zwiſchen 
der Deutſchen Reichsbahn und dem Reich geregelt. Die 
jährliche Abgabe der Deutſchen Reichsbahn an das 
Reich beträgt 3 v. H. aus einer angenommenen jähr⸗ 
lichen Verkehrseinnahme von 4,6 Milliarden Reichs⸗ 
mark. Wenn dieſer Betrag überſchritten oder unter⸗ 
ſchritten wird, erhöht oder vermindert ſich die Abgabe 
an das Reich um 10 v. H. des Unterſchiedsbetrags. Die 
Abgabe beträgt jedoch mindeſtens 100 Millionen 
Reichsmark. — Das Vermögen der Reichsbahn bildet 
das Reichseiſenbahnvermögen, das vom übrigen Ver⸗ 
mögen des Reichs getrennt zu halten iſt. Für die Ver⸗ 
bindlichkeiten der Reichsbahn haftet nur das Reichs⸗ 
eiſenbahnvermögen. Für die ſonſtigen Verbindlich⸗ 
keiten des Reichs haftet das Reichseiſenbahnvermögen 
nicht. Die Deutſche Reichsbahn iſt berechtigt, ſelbſtändig 
Kredite aufzunehmen. — Der „Beirat der Deutſchen 
Reichsbahn“, der aus 14 Mitgliedern beſteht, hat den 
Reichsverkehrsminiſter in wichtigen Fragen der Deut⸗ 
ſchen Reichsbahn zu beraten. 


* 


Geſetz über Kreuzungen von Eiſenbahnen und 
Straßen. Durch das Geſetz über Kreuzungen von 
Eiſenbahnen und Straßen vom 4. Juli 1939 (RGBl. 1 


S. 1211) wird die Koſtenverteilung bei Neuerſtellung 
von Kreuzungen und bei Anderungen von Kreuzungen 
von Eiſenbahnen und Straßen geregelt. Bei der Her⸗ 
ſtellung neuer Kreuzungen ſoll Schienenfreiheit die 
Regel ſein. 


Poſtſendungen nach dem Protektorat Böhmen und 
Mähren. Vom 17. Juli 1939 ab gelten für gewöhnliche 
und eingeſchriebene Briefſendungen und für Wert⸗ 
briefe nach dem Protektorat die innerdeutſchen Ge⸗ 
bühren. Bahnhofbriefe, Bahnhofzeitungen und Zei⸗ 
tungsdruckſachen nach dem Protektorat ſind vom 
gleichen Zeitpunkt an zugelaſſen. Auch die Gebühren 
für Eilzuſtellung, Luftpoſtbriefſendungen und Luft⸗ 
poſtzeitungen ſind den innerdeutſchen Sätzen ange⸗ 
glichen worden. Alle übrigen Gebühren bleiben unver⸗ 
ändert. — Für Briefſendungen aus dem Protektorat 
nach dem Reichsgebiet gelten nunmehr auch die inner⸗ 
deutſchen Gebühren (1 Krone = 10 Rpf.). — Alle zoll⸗ 
rechtlichen und deviſenrechtlichen Beſtimmungen bleiben 
unverändert. 


* 


Fremdenverkehr im Mai 1939. Die günſtige Ent⸗ 
wicklung des Fremdenverkehrs hat auch im Mai 1939 
angehalten. In 1536 Berichtsorten Großdeutſchlands 
wurden insgeſamt gemeldet: 


Veränderung im 


April Mai Mai lago gegen- 
1939 1989 über Mai 1988 
in b. H. 
Fremdenmeldungen 2264688 2958 393 +4 
darunter für 
Auslandsfremde 88 268 106 797 — 24 
Fremden⸗ 
übernachtungen 6 926 000 10 123 000 +16 
darunter für 
Auslandsfremde 269 000 340 000 — 30. 


* 


Anderung von Netzkarten und Bezirkskarten der 
Deutſchen Reichsbahn. Die Deutſche Reichsbahn gibt 
ab 1. September 1939 15 Netzkarten und 100 Bezirks- 
karten neu heraus, die gegenüber den bisherigen Netz⸗ 
grenzen und Bezirksgrenzen Anderungen aufweiſen. 
Damit wird zahlreichen Anderungswünſchen der Rei⸗ 
ſenden entſprochen. 


Arbeit und Soziales 

Entwicklung des Arbeitseinſatzes im Juni 1939. 
Die Zahl der Beſchäftigten im Altreich 
hat im Juni 1939 um 162 000 auf 21,84 Mil⸗ 
lionen zugenommen. Von den Beſchäftigten 
waren 14,8 Millionen Männer und 7 Millionen 
Frauen. Die Arbeitslage iſt weiterhin ſehr angeſpannt. 
Die Einbringung der Heuernte war nur durch den 
Einſatz von Soldaten, Arbeitsmännern und freiwilli⸗ 
gen Helfern möglich. Durch die Anordnung über die 
Beſchränkung des Arbeitsplatzwechſels konnte eine 
größere Stetigkeit der Arbeitsverhältniſſe erreicht 
werden. — In der Oſtmark und im Sudeten⸗ 
land hat ſich der Arbeitseinſatz den Verhältniſſen im 
Altreich angeglichen. Es herrſcht Mangel an Fach— 
kräften. — Im Protektorat Böhmen und 
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Mähren wurden im Juni 1939 nur noch 17000 
Arbeitsloſe und beſchränkt Arbeitsfähige gezählt gegen⸗ 
über 64000 Arbeitsloſen im Juni 1938. 


* 


Eheſchließungen, Geburten und Sterbefälle im 
erſten Vierteljahr 1939. Nach vorläufigen Auszählun⸗ 
gen der Bevölkerungsvorgänge im Deutſchen Reich ein- 
ſchließlich Oſtmark und Memelland ergibt ſich das 
folgende Bild: 

Erſtes Vierteljahr 


1939 1938 
Eheſchließungen 153 650 125 665 
Lebendgeborene 389 958 864 035 
Totgeborene N 9519 9316 
Geſtorbene (ohne Totgeborene) . 279091 284 043 
davon unter 1 Jahr alte Kinder 28511 22 276 
Natürliche Bevölkerungszunahme 110 862 129 992. 


Ergebniſſe der Volkszählung vom 17. Mai 1939. 
Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt 
ſich für die Entwicklung von Fläche und Be⸗ 
völkerung des Deutſchen Reichs das folgende Bild: 


Fläche qkm Bevölkerung 


1871 541 000 41 061 000 
1900 541000 56 367 000 
1910 541 000 64 926 000 
1914 541 000 67 790 000 
19261) 469 000 62 411 000 
19331) 469 000 65 218 000 
19592) 586 000 79 730 000. 


1) Ohne Saarland. — ) Einſchl. Memelland. 


e e c e e be e e s e ne een, 
zu nahme: 


Durchſchn. jährl. Zunahme 


Bevölkerung Zahl 4 * * 
1910 rd. 68,546 Mill. & g 
um 1925 rd. 73,189 Mill. rd. 316000 0,45 
um 1933 rd. 76,443 Mill. rd. 418 000 0,55 
1939 1d. 79,577 Mill. rd. 522 000 0,67. 


Von 1933 bis 1939 hat die männliche Bevölkerung um 
4,6 v. H., die weibliche Bevölkerung nur um 3,6 v. H. 
zugenommen. Der Frauenüberſchuß iſt ſeit Kriegs⸗ 
ende ſtändig zurückgegangen. 


Entwicklung der Großſtädte: 


Zählungs⸗ Zahl der Einwohner- v. H. d. Reichs⸗ 
jahr Großſtädte zahl bevölkerung 
Lee 1 969 000 4,8 
DE e e 3 273 000 u 
Nsoomeme 2 5 598 000 12,1 
D 9 120 000 16,2 
8 18 823 000 21,3 
1925*) A 16 437 000 26,3 
1938*) m 19 802 000 30,4 
eBk A 23 900 000 80,0. 


*) Ohne Saarbrücken. 


Förderung des Baus von Volkswohnungen. Der 
Reichsarbeitsminiſter hat die Beſtimmungen über die 
Förderung des Baus von Volkswohnungen mit Reichs⸗ 
darlehen neu gefaßt. Die neuen Beſtimmungen ſind 
im Reichsanzeiger vom 19. Juli 1939 veröffentlicht. 


Fiſchkonſervenerzeugung im Jahr 1938. Nach Mit⸗ 
teilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für 
die zu Fiſchkonſerven verarbeiteten Roh⸗ 


waren und Halberzeugniſſe das folgende 
Bild: 


Zahl der erfaßten Betriebe 

Friſche Fiſche 

Maſſenfiſche: 

Schellfiſche, Kabeljau, 
Rotbarſche uſw . 

Seelachs (zur Herſtel⸗ 
lung des gefärbten 
Seelachſe ) 

Flundern, Schollen, 
Butten, Neeſen, 
Schnäpel und Mai⸗ 


Te e eee 821 
Edelfiſche: 
Gela, 307 
Aale a u. ar 7739 
Maränen, Störe und 
eiue 217 
Geringe 36 027 


Sprotten (Breitlinge) . 
Makrelen 


I 


Zuſammen 
Krabben, Krabbenfleiſch 
und ſonſtige Schaltiere 
Seehaſenrogen 
Geſalzene, gefrorene, ge⸗ 
trocknete oder ſonſt kon⸗ 
ſervierte Fiſche uſw.: 
Geſalzene Heringe und 
Sprotten (Bries⸗ 
linge), Schneide⸗ 
heringe u. dgl. 
Lachſe 
Aale 


4 920 


„„ Halle a ie) 


„ „%% eher 


Wert der friſchen und 
konſervierten Fiſche uſw. 


insgeſamt - | 64 594 


Erzeugung und Abſatz von Fiſch⸗ 


konſerven: 
Able 


t 


„3 


1938 


Räucherwaren 81 876 55 470 
Marinaden 70 274 61 994 
Dauerkonſerv en 26 934 30 93 
Krabbenerzeugniſſe. 2 437 3539 
Olpräſervðen 5134 10 654 
AA e eee 991 2640 
Deutſcher Kaviar. 149 574 
c . Schal En 

Fiſchen, Schal ⸗ un 

Kruſtentieren 1633 2 300 
Salgheringe .......- 14712 5 852 


insgeſamt [207104 203640 1156021 173936 

Stand der Gemüſekulturen Ende Juni 1939 und 
Ernteergebniſſe für Frühjahrsſpinat, Spargel, Rha⸗ 
barber und Erdbeeren. Ter Stand der Gemüſekulturen 
war Ende Juni 1939 im Reichsdurchſchnitt befrie- 
digend. 
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Milcherzeugung im Mai 1939. Entwicklung im 
Altreich: 


5 Durchschnitts ⸗ 

en an 
Mai 1938 . 2,43 Milliarden kg 238 kg 
April 1939 . 2,15 Milliarden kg 216 kg 
Mai 1989 . 2,45 Milliarden kg 246 ke. 


* 


Stand der Feldfrüchte Anfang Juli 1939. Der 
Stand des Getreides war Anfang Juli 1939 im Reichs⸗ 
durchſchnitt mit Ausnahme der Wintergerſte beſſer als 
mittel. Die Hackfrüchte und Futterpflanzen haben ſich 
ebenfalls gut entwickelt. 


und Wietschaft des Auslandes 
Deutſchlands Außenhandel von Januar bis Juni 
1939. In den Veröffentlichungen über die Deutſche 
Handelsbilanz iſt mit Wirkung ab April 1939 eine 
Anderung eingetreten. Die Ergebniſſe der Deut⸗ 
ſchen Handelsſtatiſtik, die bis März 1939 den Außen⸗ 
handel des Altreichs und der angrenzenden ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete darſtellen, ſchließen mit Wirkung ab 
April 1939 den Handelsverkehr der Oſtmark und 
des Memellandes ein. Der Außenhandel des 
Protektorats Böhmen und Mähren wird dagegen 
zunächſt nicht in die Deutſche Handelsſtatiſtik ein⸗ 
bezogen, ſondern bis auf weiteres vom Statiſtiſchen 
Staatsamt in Prag erfaßt und veröffentlicht. Der 
Warenverkehr zwiſchen Böhmen⸗Mähren und dem 
übrigen Reichsgebiet wird aber ſeit Mitte März 1939 
in der Deutſchen Statiſtik nicht mehr als Außenhandel 
nachgewieſen. Die Vergleichbarkeit der April⸗ 
ergebniſſe, Maiergebniſſe und der Juni⸗ 
ergebniſſe mit den bisher von der Deutſchen 
Handelsſtatiſtik veröffentlichten Zahlen für das alte 
Reichsgebiet iſt infolgedeſſen ſtark beeinträchtigt. Der 
Außenhandel hat ſich unter Berückſichtigung dieſer 
Neuregelung wie folgt entwickelt (in Millionen Reichs- 
mark): 
Einfuhr- (—) 
Ausfuhr (+) 


Ausfuhr Einfuhr Überſchuß 
März 1939 489,5 518,0 — 23,5 
April 1939 437,7 402,6 + 85,1 
Mai 1939 485.4 439,8 ＋ 45,8 
in 18332 448,4 -+ 94,1 
Jan. bis Juni 1989 28150 27555 + 59,5. 


* 


Überſicht über die Sachgebiete der Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung. Das Reichswirtſchaftsminiſte⸗ 
rium hat eine Neuausgabe der „Überſicht über 
die Sachgebiete der Deviſenbewirtſchaftung“ nach dem 
Stand vom 15. Juni 1939 herausgegeben. Die Neu⸗ 
ausgabe ermöglicht ein ſchnelles Auffinden der für 
jeden Einzelfall in Frage kommenden Vorſchriften. 


Agypten. Die Ausfuhr von Zwiebeln von Januar 
bis Juli 1939. Agypten hat von Januar bis Juli 1939 
insgeſamt drei Millionen Sack Zwiebel nach dem Aus⸗ 
land ausgeführt. Auf die wichtigſten Abnehmer ent⸗ 
fielen die folgenden Umſätze (in Millionen Sad): 


Englan?ds‚d Holland . 05 
Deutſchland . . 0,7 Frankreich . 01 
Ilalienn mee A 


* 


Chile. Einfuhr von Chileſalpeter nach Deutſch⸗ 
land. Zwiſchen Deutſchland und Chile iſt am 23. Mai 
1939 eine Vereinbarung über die Einfuhr von Chile⸗ 
ſalpeter nach Deutſchland getroffen worden, die mit 
Wirkung ab 1. Mai 1939 vorläufig angewendet wird. 
Danach wird Deutſchland über die auf Grund des 
Deutſch⸗chileniſchen Notenwechſels vom 21. Januar 
1939 genannte Menge von Chileſalpeter hinaus zuſätz⸗ 
lich noch 35 000 Tonnen Chileſalpeter zur zollfreien 
Einfuhr nach Deutſchland zulaſſen. 


Dänemark. Feſtlegung der Zahlungswertgrenzen 
für die däniſche Einfuhr im dritten Kalenderviertel⸗ 
jahr 1939. Die Deutſch⸗däniſchen Regierungsaus⸗ 
ſchüſſe haben die Zahlungswertgrenzen für die Ein⸗ 
fuhr däniſcher Erzeugniſſe nach Deutſchland im dritten 
Kalendervierteljahr 1939 feſtgeſetzt. Die für das dritte 
Kalendervierteljahr 1939 vorgeſehenen Zahlungswert⸗ 
grenzen konnten voll zugeteilt werden. 


Kanada. Ausdehnung der Gültigkeit des Deutſch⸗ 
kanadiſchen Zahlungsabkommens auf das Land Sſter⸗ 
reich und die ſudetendeutſchen Gebiete. Die Beſtim⸗ 
mungen des Deutſch⸗kanadiſchen Zahlungsabkommens 
vom 22. Oktober 1936 ſind durch Runderlaß 86/39 
Deviſenſtelle und 38/39 Überwachungsſtelle auf das 
Land Oſterreich und die ſudetendeutſchen Gebiete aus⸗ 
gedehnt worden. 


Lettland. Beſichtigung Deutſcher landwirtſchaft⸗ 
licher Maſchinen. Das lettländiſche Landwirtſchafts⸗ 
miniſterium hat eine aus beſonderen Fachmännern 
beſtehende Abordnung nach Deutſchland, Frank⸗ 
reich und Belgien geſchickt, die in dieſen Ländern die 
neueſten landwirtſchaftlichen Maſchinen beſichtigt. Die 
Abordnung ſtattete in Deutſchland den Schütte-Lanz- 
Werken einen Beſuch ab, wo ihr die neueſten Trak⸗ 
torenmodelle, Mähmaſchinen und Dreſchmaſchinen vor⸗ 
geführt wurden. k 

Litauen. Obſtausfuhr nach Deutſchland. Die 
litauiſche Genoſſenſchaft „Sodyba“ hat mit dem 
Ankauf von Obſt, Beeren, Gemüſe und Pilzen in 
großem Ausmaß begonnen. Obſt, Beeren und Gemüſe 
ſollen in unverarbeitetem Zuſtand nach Deutſch⸗ 
land ausgeführt werden. Außerdem iſt die Ausfuhr 
von 30 000 Kilogramm Pilzen nach Deutſchland vor⸗ 
geſehen. 
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